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ZEITSCHRIFT FÜR BEHINDERTENPOLITIK 


Wohin geht der ABiD? 


Eine „Nachlese“ zum Verbandstag 
der Behindertenorganisation 


Editorial 


Die letzten Seiten der neuen 'rand- 
schau’ sind geschrieben, fertig für den 
Satz. Und schnell, sehr schnell - für un- 
sere Verhältnisse - erscheint hier nun 
die neue Ausgabe. 


Der '"Generationswechsel’ innerhalb 
der Redaktion von Lothar Sandfort 
beim letzten Mal beschworen, schlägt 
sich diesmal auch im Editorial nieder. 
Der Umbruch wird sich fortsetzen, die 
Zukunft wird zeigen, ob es gelingt. Pro- 


jekte sterben heutzutage, im 'Zeit- 
geist’-Zeitalter, bekanntlich schneller, 
Diskussionen verdörren häufig im stän- 
digen Wiederholen des tausendfach 
Gesagten. Dem werden wir versuchen 
entgegenzuwirken. 'die randschau’ hat 
sich nicht überlebt, sie wird überleben. 
Notwendiger denn je ist es, neu zu hin- 
terfragen, uns, die wir uns im Wider- 
stand gegen Aussonderung, Diskrimi- 
nierung und Angriffen auf unser Le- 
bensrecht begreifen, aber vor allem 
auch die Verhältnisse, in denen wir 


leben. ; 
Wir kommen nicht umhin, immer neu zu 
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fragen, zu überprüfen, ob all das, was 
wir als "Wahrheiten’ erkannt zu haben 
glaubten, sich verändert, begründeter 
oder unbegründeter geworden ist. 
Diese Erkenntnis kommt nicht von un- 
gefähr, gerade der Schwerpunkt dieser 
Ausgabe, die Ergebnisse vom "Ver- 
bandstag des ABiD', dokumentieren 
dies. Fünf neue Bundesländer wurden 
okkupiert, mit ihnen Menschen, eben 
auch behinderte. Ein Verband, der die 
Interessen behinderter Menschen bün- 
deln und sie stark für die anstehenden 
Auseinandersetzungen machen sollte, 
hat sich gegründet. Von Anfang an ist 
'die randschau’ diesem mit viel Sympa- 
thie begegnet, aus der Distanz, der 
Sicht eines erwartungsvollen Zuschau- 
ers. Von ’Aufbruch’ war die Rede, von 
'Hoffnung', daß der kleinen Bewegung 
West nun die vermeintliche Stärke aus 
dem Osten zur Hilfe kommen und die 
Emanzipationsbewegung breiter wer- 
den würde. Und nun? Aus der Traum? 
Die nachfolgenden Artikel belegen die 
unterschiedlichen Einschätzungen, die 
unterschiedlichen Bewertungen. In die- 
ser Ausgabe beginnen wir die Diskus- 
sion mit Beiträgen von Uwe Frehse, Ilja 
Seifert, Petra Stephan und Michael Eg- 
gert. 


Wichtig ist auch der Hinweis, auf den 
vorliegenden Artikel von Ursula Aurien, 
die sich auf dem bundesweiten Treffen 
der Eltern gegen Aussonderung umge- 
sehen hat. Während die AnhängerlIn- 
nen des ABiD sich am Kölinischen Park 
die Köpfe heiß redeten, fand zeitgleich, 
ebenfalls im Osten Berlins, das Eitern- 
treffen statt. 
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Hingewiesen sei zum Schluß noch auf 
das MEMORANDUM GEGEN DIE LE- 
BENSUNWERT - DISKUSSION, daß 
wir in dieser Ausgabe ebenfalls veröf- 
fentlichen. Wir rufen auf, für Unterstüt- 
zerlnnen zu werben, und es möglichst 
breit zu streuen. Um mit dem MEMO- 
RANDUM arbeiten zu könneen, haben 
wir es „kopierfähig” zusammenge- 
stellt. Leider blieb hierfür der geplante 
Artikel von Ottmar Miles-Paul zum 
neuen amerikanischen Antidiskriminie- 
rungsgesetz auf der Strecke. Wir wer- 
den ihn in einer späteren Ausgabe ab- 
drucken. Sorry! 


Jörg Fretter 


IsL- Tagung 


Die Interessenvertretung 'Selbstbe- 
stimmt Leben’ Deutschland e.V., IsL, 
lädt ein, zu einer rechts- und sozialpoli- 
tischen Tagung zum Thema: 
„Gleichsteliungs- und Anti-Diskrimi- 
nierungs-Gesetzgebung für Behin- 
derte - Vergleich zwischen USA und 
BRD“. Bezugnehmend auf ein vom 
Kongreß der USA im letzten Jahr verab- 
schiedeten Ant-Diskriminierungs- und 
Gleichstellungsgesetzes für Behin- 
derte, sollen Perspektiven für die Bun- 
desrepublik Deutschland diskutiert 
werden. Als ReferentInnen werden u.a. 
teilnehmen: Marilyn Golden aus den 
USA (Mitarbeiterin einer Bürgerrechts- 
organisation behinderter menschen); 
Dr. Andreas Jürgens, Richter am Amts- 
gericht Kassel und Horst Frehe, Richter 
beim Sozialgericht Bremen. Die Ta- 
gung findet vom 29.08. bis 1.9.1991 in 
der Jugendherberge Verden/Aller (bei 
Bremen) statt und wendet sich an Multi- 
plikatorInnen aus der Behindertenar- 
beit. Die TeilnehmerInnenzahl ist be- 
grenzt auf 50 Personen (plus 20 Assi- 
stentInnen). Die Kosten für die Veran- 
staltung bewegen sich zwischen 30 bis 
90,- DM. Weitere Informationen und An- 
meldeunterlagen sind über die Ge- 
samthochschule Kassel, Fachbe- 
reich 4, Sozialwesen, Uwe Frehse, Zi. 
0405, Nora-Platiel-Str. 9, W-3500 Kas- 
sel zu beziehen. Anmeldeschluß ist der 
20. Juli 1991! 


„Handicap Pension“ in 
Mecklenburg- 
Vorpommern eröffnet 


Seit dem 1. 1. 1991 ist der Behinderten- 
verband Mecklenburg Vorpommern 
e.V. Eigentümer einer Pension unmittel- 
bar am Neuklostersee (ca. 100 m bis 
zum Wasser). Der See bietet mit seiner 
10 ha Wasserfläche hervorragende Be- 
dingungen zum Angeln, Rudern und 
Baden. Die weitgehend unbelastete 
Natur soll einen hohen Freizeitwert ga- 
rantieren. Das Haus soll, laut Prospekt, 
Platz für 40 Gäste bieten. Die Unter- 
bringung erfolgt in 2-, 3- und 4-Bett- 
Zimmern. Zwei 2-Bett-Zimmer sollen 
ausreichend Raum für E-Rollstuhl-Be- 
nutzerlnnen bieten. Behindertenge- 
rechte WC-Anlagen und -duschen sind 
ebenfalls vorhanden. Die Preise sind zi- 
vil, so kostet eine Übernachtung DM 
10,-, incl. Vollpension DM 28,- (HP ist 
ebenfalls möglich).. 


Kontakt, Information und Buchung: 
Gunter Armoneit, „Handicap Pen- 
sion‘, Seestraße 3, PF 27, O-2401 Na- 
kenstorf, Tel. Neukloster / 382 
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ES STIMMT: WER 
NICHT KAMPFT, 
STIRBT AUF RATEN! 


Ute Hladki gilt bei der Bundesanwalt- 
schaft (BAW) als Mitglied der Rote Ar- 
mee Fraktion (RAF). Am 18. 10. 1985, 
dem Jahrestag der Morde von Stamm- 
heim, fand in Detmold eine Veranstal- 
tung statt unter dem Motto: „Einen Re- 
volutionär können sie töten, aber nicht 
die Revolution“. Diese Veranstaltung 
wurde kriminalisiert, d.h. MitgliederIn- 
nen der Vorbereitungsgruppe wurden 
aufgrund des 8129 a StGB wegen 
„Werbung für eine terroristische Verei- 
nigung“ (hier die RAF) angeklagt. Dar- 
unter auch Ute Hladki. Sie zog es vor, 
zu dem für April 1988 angesetzten Pro- 
zeß gegen sie nicht zu erscheinen, und 
tauchte zunächst einmal ab. Im Zuge 
der Fahndung nach den Mördern des 
Sprechers der Deutschen Bank Alfred 
Herrhausen, wurde auch Ute - gegen 
die ein Haftbefehl lief - geschnappt. Sie 
kam in Untersuchungshaft. Ihr wurde 
nun auf einmal vorgeworfen, Mitglied 
der RAF zu sein. Im März 1990 verletzte 
sich Ute in der U-Haft schwer und ist 
seitdem querschnittsgelähmt. Auf- 
grund dessen wurde der Haftbefehl ge- 
gen sie ausgesetzt. Ihr Verfahren 
wurde von den anderen damals laufen- 
den abgetrennt und sie wurde aus der 
U-Haft entlassen. Entscheidend hat ein 
Gutachten des Chefarztes der Rehakli- 
nik, in die sie nach ihrem Unfall über- 
führt wurde, dazu beigetragen, Utes 
Verhandlungsunfähigkeit zu erklären. 
Nach einer achtmonatigen Rehabilita- 
tion zog sie nach Bielefeld, wo sie seit- 
dem bei Freundinnen lebt. 


Auch das ging den Sicherheitsbehör- 
den zu weit, die durch Intervention ver- 
suchten, einen Mietvertrag für Ute zu 
verhindern. So meinte der Polizeipäsi- 
dent aus Bielefeld, Kruse: „... sicher- 
lich muß eine Frau wie Frau Hladki ir- 
gendwo wohnen, aber nicht in einer 
Szene-WG .. 
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Jetzt zweifelt die BAW ganz aktuell 
Utes Verhandlungsunfähigkeit an und 
versucht, über eine Zwangsuntersu- 
chung zu einem neuen Gutachten zu 
kommen. Und Ute ist bereit, sich einer 
Untersuchung zu unterziehen - jedoch 
nur bei einem Arzt ihres Vertrauens. 


Hierzu hat die Prozeßgruppe Bielefeld 
eine Unterschriftenliste erstellt, die - 
wie weitere Infos - angefordert werden 
kann, bei: Prozeßgruppe Bielefeld, 
c/o Infoladen ANSCHLAG, Heeper- 
straße 132, 4800 Bielefeld 1, Tel. (frei- 
tags 16. - 20.00 Uhr): 0521 / 171253 


ICE fehlt Einstiegshilfe 
für Behinderte 


Für behinderte Reisende beginnt das 
„neue Bahnzeitalter“ mit alten Proble- 
men: Beim High-Tech-Projekt InterCity- 
Express (ICE) fehlt eine technische Lö- 
sung fürs Ein- und Aussteigen mit Roll- 
stuhl. 


‚Vor den Türen des Luxusgefährts ICE 
müssen behinderte Menschen wie eh 
und je bangen, ob und wie sie in den 
Wagen gehievt werden", kritisierte die 
Bundesarbeitsgemeinschaft Hilfe für 
Behinderte (BAGH) in einer Presseer- 
klärung Ende Mai. Die Bahn setze hier 
offenbar in rückständiger Manier auf 
die Muskelkraft des Zugbegleitperso- 
nals und individuell gestrickter Hilfs- 
maßnahmen der einzelnen Bahnhöfe. 
„Eine fahrzeuggebundene Einstiegs- 
hilfe, z.B. ein Hublift, wäre die ange- 
messene, moderne Lösung", urteilt 
Wolfgang Tigges, Fachreferent der 
BAGH für diesen Bereich. Er verweist 
auf das Vorbild der Niederlande, in de- 
nen Hublifte für Behinderte bei allen 
Fernzügen schon zum Standard ge- 
hören. 


„Es ist höchste Eisenbahn, daß die 
Bahn handelt“, mahnt der Dachver- 
band von 68 Selbsthilfeverbänden. Die 
BAGH erinnert auch daran, daß die 
Bundesbahn bereits 1983 vom Peti- 
tionsausschuß aufgefordert wurde, sich 
mit Lösungswegen für das Einstiegs- 
problem zu befassen. 


Die BAGH fordert die Bundesbahn auf 
{und dem kann sich „die randschau“ 
nur anschließen}, endlich Konsequen- 
zen zu ziehen und behinderten Fahrgä- 
sten den barrierefreien Zugang zu den 
Fahrzeugen und Anlagen der DB zu er- 
möglichen. 


die randschau 
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Schlechte Wegstrecke 
- Behinderung als 
Alltag 


Die Berliner Fürst-Donnersmarck-Stif- 
tung, Trägerin einer Vielzahl von Son- 
der-{bzw. Aussonderungs-)einrichtun- 
gen für behinderte Menschen lädt ein, 
zu einem Symposium unter dem Titel: 
„schlechte Wegstrecke - Behinderung 
als Alltag“. Anlaß für die Durchführung 
des eintägigen Symposiums, ist das 
75-jährige Bestehen der 1916 durch 
Guido Graf Henckel Fürst von Donners- 
marck, Kaiser Wilhelm Il. ins Leben ge- 
rufenen Stiftung. Da kein Fürst oder 
Kaiser zur Verfügung stand, wird als 
Schirmfrau Prof. Dr. Rita Süssmuth, 
Präsidentin des Deutschen Bundesta- 
ges, fungieren. 


„Wo sind die Möglichkeiten und wo die 
Grenzen der Selbsthilfe, der Helfersy- 
steme und der Rehabilitation für Kör- 
perbehinderte?“, so wird die zentrale 
Frage lauten, die während des eintägi- 
gen Symposiums am Mittwoch den 2. 
Oktober 1991 im ICC-Berlin geklärt wer- 
den soll. Eingeladen sind „Körperbe- 
hinderte, Fachleute aus der Behinder- 
tenarbeit und alle interessierten Gäste“, 
um „sich auf diesem Symposium ein 
Bild zu machen über den aktuellen 
Stand der Dinge“. Auf der einen Seite 
werden die Expertinnen aus allen Be- 
reichen der Behindertenarbeit „disku- 
tieren und informieren über Methoden 
der Therapie und Pädagogik, die tägli- 
che Arbeit mit Mehrfachbehinderten 
und die Problemen zwischen Behinder- 
ten und Helfern“. Auf der anderen Seite 
stehen und sitzen die Behinderten. Sie 
„dokumentieren und erklären ihren All- 
tag. Sie zeigen in Videos, Ausstellun- 
gen und Vorführungen, wie sie oft mü- 
hevolle Wege selbstbewußt bewältigen 
- im Haushalt, in der Partnerschaft und 
der Therapie.“ 


Weitere Infos und Anmeldeunterla- 
gen gibt es bei der Fürst-Donners- 
marck-Stiftung zu Berlin, Hagen- 
straße 23, 1000 Berlin 33, Tel.: 030 / 
8258077 


Schweizer 
Gruppenhaus-Zentrale 
eröffnet 


KONTAKT CH {Confoederatio Helvetia) 
„Ist die erste, seriöse, schnelle, zuver- 
lässige und kostenlose Vermittlungs- 
zentrale für Schweizer Gruppenhäu- 
ser“ (Eigenwerbung). Die Zentrale 
bietet für die „kostengünstige Ferien- 
schweiz“ Adressen von Gruppenunter- 
künften kostenlos an. Finanziert wird 
das gesamte Projekt von den Anbiete- 
rinnen, die mit einem Abonnement von 
600 Franken jährlich diese Form von Ei- 
genwerbung unterstützen. KONTAKT 
CH führt ca. 350 Unterkünfte, d.h. Ho- 
tels, Sport- und Tagungszentren, Her- 
bergen, Berghäuser, Alphütten usw., in 
seinem Programm. Bei einer Anfrage 
von Interessentinnen wird diese an die 
entsprechenden Häuser weitergeleitet, 
die ihrerseits an den/die potentielle/n 
Kundin herantreten. Bei einer Anfrage 
sollte darauf geachtet werden, daß fol- 
gende Fragen formuliert sind „wer? 
wann? wieviel? was? wo?“. (Schriftli- 
che Anfragen - auch über Fax - vermei- 
den Mißverständnisse.) 


Anschrift der Schweizer Gruppenhaus- 
Zentrale: 


KONTAKT CH-4419 Lupsingen, Vor- 
wahl (alte Länder) 00 41, (neue Län- 
der) 0641/000 41, Fax 619118888, 
Tel.: 61 911 88 11 


Gründung einer 
Frauentischlerei 
in Münster 


Eine mutige Frau in Münster plant die 
Eröffnung einer ökologisch orientierten 
Frauentischlerei. Es geht darum, 
Frauen eine eigene Existenz aufzu- 
bauen, sich selbstständig und bemerk- 
bar zu machen in einer „Männerdo- 
mäne“, dem Tischlerhandwerk. Ange- 
boten werden sollen Tischlerarbeiten 
jeder Art, individuelle Anfertigung von 
Massivholzmöbeln, sowie Büro- und 
Geschäftseinrichtungen, Renovie- 


rungs- und Reperaturarbeiten und spe- 
zifische Möbel für behinderte Men- 
schen. 


Das Konzept und der Finanzierungs- 
plan für die Firma wurde zusammen mit 
einer Unternehmensberaterin erstellt. 
Das anfallende Investitionsvolumen be- 
trägt 82.300,- DM. Jetzt wird dringend 
Geld zur Finanzierung des Projektes 
benötigt, denn die Idee wird umso reali- 
stischer, je weniger Geld aufgenom- 
men werden muß. Gerade in der An- 
fangszeit wäre sonst ein nicht erreich- 
bares jährliches Umsatzvolumen nötig, 
Als alternative Form hat das Projekt 
„Frauentischlerei” ohnehin schon ei- 
nen schweren Stand. 


Ein Aufruf also an solidarische Frauen: 
Frauen, die spenden wollen, 

Frauen, die größere oder kleinere Sum- 
men leihen können, 

Frauen, die sich vorstellen können, 
eine Bürgschaft zu übernehmen für ei- 
nen Teil des Geldes, das von der Bank 
geliehen werden muß (schon eine 
Bürgschaft über eine kleine Summe 
würde helfen), 

Frauen, die grundsätzlich Interesse an 
den Dienstleistungen und Produkten 
haben und vielleicht demnächst Auf- 
träge geben wollen, 

Frauen, die Infos und Tips geben kön- 
nen, z.B. über „Töpfe“, die noch ange- 
griffen werden können. 


Kontakt: Helga Boldt, Tischlermei- 
sterin, Pienersallee 52, 4400 Mün- 
ster/Roxel, Tel.: 02534 / 15 56, Bank- 
verbindung: Stadtsparkasse Münster 
{BLZ.: 400 50150) Kto.-Nr.: 151026 754 


D*’I*S REHA - 
Die Hilfsmitteldaten- 
bank eröffnet 


Der Club Behinderter und ihrer 
Freunde (CBF) Darmstadt bietet einen 
neuen Service: das Darmstädter Infor- 
mations System (D*I*S) REHA. Es soll 
künftig eine schnelle und gezielte Infor- 
mation über angebotene Hilfsmitte! si- 
cherstellen. 9.000 Produkte vor 400 An- 
bietern wurden in die Datenbank bisher 
eingegeben. Klassifiziert wird ein 
schnelles Auffinden der benötigten 
Hilfsmittel ermöglicht. Verzeichnet wur- 
den technische Hilfen für Menschen 
mit körperlichen, geistigen und sensori- 
schen Behinderungen. Nachgewiesen 
werden weiter alle Produkte, die für Be- 
hinderte nützlich sind, auch wenn sie 
von den Krankenkassen nicht finanziert 
werden. Als Beispiele seien nur ge- 
nannt: - technische Hilfen, die nicht 
speziell für behinderte Menschen ent- 


wickelt wurden, für sie aber besonders 
gut geeignet sind (Aufzüge, Türöffner, 
elektrische Fensterputzer); oder: - Zu- 
lieferteile für Hilfsmittel (Reifen für Roll- 
stühle). 


Zu nutzen ist DS REHA als komplette 
PC-Version (DM 4.000.-) und per Re- 
chercheauftrag an den CBF Darmstadt 
(Einzelrecherche DM 50,-). Behinderte 
und Selbsthilfeorganisationen erhalten 
auf Anfrage einen Preisnachlaß. 


In Kürze wird D*"S REHA auf dem Ho- 
strechner der Gesellschaft für betriebs- 
wirtschaftliche Information mbH (GB1) 
aufliegen und damit online zur Verfü- 
gung stehen. 


Im Darmstädter Informationssystem 
stehen derzeit auch noch zwei weitere 
Datenbanken zur Verfügung: Die D*’I"S 
LOCUS bietet Informationen über 
Standort und Zugänglichkeit von 800 
behindertengerechten Toiletten in 
West-Deutschland. Und die D*I*S 
INFO-DA, stellt die elektronische Ver- 
sion des Stadtführers für Behinderte 
Darmstadt dar. 


Weitere Informationen bei: D*I”S, 
CBF Darmstadt, Fünfkirchner Str. 82, 
6100 Darmstadt, Telefon: 06151 / 
315881, Telefax: 061 51 / 313748 


Bundesverband für spastisch Gelähmte 
und anders Körperbehinderte eV. 


Selbstbestimmtes 
Leben 


Lebensberichte und Analysen 
aus der Sicht behinderter Menschen 


I 


Dokumentation 


Dokumentation 
erschienen 


„selbstbestimmtes Leben“ ist für be- 
hinderte Menschen zu einer zentralen 
Forderung an sich selbst und an die 
Gesellschaft geworden. Die Ideen der 
amerikanischen „Independent Living - 
Bewegung“ haben auch in Deutsch- 


land die traditionellen Formen der Be- 
hindertenarbeit in Frage gestellt. 


„Selbstbestimmtes Leben war Thema 
und Titel des großen interdisziplinären 
Kongresses zur Lebensbewältigung 
und Lebensgestaltung körper- und 
mehrfachbehinderter Menschen, den 
der „Bundesverband spastisch Ge- 
lähmter und anderer Körperbehinder- 
ter“ im Oktober 1989 veranstaltete. 
Behinderte Menschen haben diesen 
Kongreß laut Pressemitteilung in wörtli- 
cher Auslegung des Titels selbst in die 
Hand genommen (ein Novum!), seinen 
Verlauf und seine Aussagen maßgeb- 
lich bestimmt und heftige Diskussionen 
ausgelöst. 


Die Dokumentation der Veranstaltung 
liegt jetzt vor. 84 Seiten stark ist die 
Doku und kann unter der Bestellnum- 
mer 8690 für 5,- DM (für MitgliederIn- 
nen des Verbandes) oder 7,- DMifür 
NichtmitgliederInnen) bestellt werden 
beim Bundesverband für spastisch 
Gelähmte und andere Körperbehin- 
derte e.V., Brehmstr. 5-7, 4000 Düs- 
seldorf 1 


KLEINANZEIGEN 


VERKAUFE SCHWENKBAREN AUTO- 
SITZ - für Beifahrer - als Sonderan- 
gebot! 

Ich biete einen orthopädischen Auto- 
schwenksitz für Beifahrer, der für viele 
Autotypen verwendbar ist (aus Stahl- 
rohr geschweißt, Befestigung an Origi- 
nal Halterungen, etc.) zu einern günsti- 
gen Preis. Der Neupreis des mit dem 
kompletten Zubehör für den FORD 
SIERRA ausgerüsteten Autositzes be- 
trägt DM 3,500,-. Ich biete ihn für DM 
1.000,- (Verhandlungsbasis) an. Anfra- 
gen bei: L. Breuer, Tel.: 0221 / 84 2826 


URLAUBSANGEBOT 

Behindert? Wer? Die Betreuungsper- 
son, die es nicht packt den Rollstuhl 
hier die Treppe zum 1. Stock hochzu- 
ziehen? 

Ja leider, unleugbar, die Treppe ist da. 
Gegen kleine Mithilfe im Haushalt - halt 
so wie Ihr es schafft - ist die Unterkunft 
frei (auch für die Begleitperson). 

Gute Einkaufsmöglichkeiten, durch 
Tante-Emma-Lädchen direkt vor der 
Tür. Der Ort liegt hier 45 km südöstlich 
von Leipzig bei Grimma. Kontakt: Uwe 
Müller, O-7241 Leipnitz, Tel.: 0037406 
96203 {ab 22 Uhr ist relativ gut durchzu- 
kommen.) 
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AUF DIESEM 
PLANETEN EXISTIERT 
EINE HÖHERE FORM 
DES LEBENS 


Da es mir immer wieder nützlich er- 
schien, zur Auflockerung von verschie- 
denen Texten, Flugblättern etc. Zeich- 
nungen, Comics und Cartoons zum 
Thema „Menschen mit Behinderun- 
gen“ einzufügen, habe ich im Laufe der 
letzten Monate derartiges Material ge- 
sammelt und zusammengestellt. Dabei 
stammen die Karikaturen etc. zum größ- 
ten Teil aus dem behinderungs-emanzi- 
patorischem Feld bzw. der Behinder- 
tenbewegung. Die Zeichnungen sind 
im Anhang mit Quellenangaben verse- 
hen. Diese Loseblattsammlung läßt 
sich - soweit sie in einem Ordner abge- 
heftet wird - (eigen)ständig aktuali- 
sieren. 


Die Sammlung mit dem Titel „Auf die- 
sem Planeten EXISTIERT eine höhere 
Form des Lebens“ wird von mir bei Vor- 
auszahlung des Selbstkostenpreises 
von DM 9,- auf das Konto: Ulrich Zeun, 
Kto-Nr. 822 002 951, BLZ 440 501 99 bei 
der Stadtsparkasse Dortmund, Kenn- 
wort „Cartoons“ und unter Angabe Eu- 
erer/ilhrer genauen Adresse zuge- 
schickt, 


Mirarbeiterin gesucht! 

Ambulanter Hilfsdienst Behinderter in 
Duisburg, sucht Mitarbeiterin/Mitarbei- 
ter fie eine ABM-Stelle mit den Aufga- 
ben: Planung und Koordination von un- 
terstützenden Hilfen zur Ermöglichung 
des autonomen Lebens behinderter 
Menschen. Die Stelle soll im Laufe des 
Herbst, und zwar möglichst mit einer 
behinderten Frau/einem behinderten 
Mann besetzt werden, Gesucht wird 
eine/ein Sozialarbeiterin/Sozialarbei- 
ter, Sozialpädagogin/Sozialpädagoge 
oder jemand mit einer entsprechenden 
fachlichen Qualifikation. Bei entspre- 
chender beruftlicher Voraussetzung, 
erfolgt voraussichtlich eine Bezahlung 
nach BAT-4a. 

InteressentInnen melden sich bitte bei: 
Ambulanter Hilfsdienst Behinderter 
Duisburg e.V., Mühlheimer Str. 78, 
4100 Duisburg 1, Tel.: 02093 - 372244 
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11./12. Mai 


£ Keen 


Getrennte Welten 


L 


Zwischen Anpassungs- und Emanzipationsstrategien 


Dem Zeitplan nach war eine Marathon- 
sitzung zu erwarten an diesem Wo- 
chenende vom 11. und 12. Mai 1991. 
Der 'Allgemeine Behindertenverband 
in Deutschland’ e.V. „Für Selbstbestim- 
mung und Würde“ hatte zum 2. Ver- 
bandstag seine Delegierten ins Haus 
am Köllnischen Park nach Berlin einge- 
laden. Ca. 130 Vertreterlnnen aus den 
Landesverbänden Mecklenburg-Vor- 
pommern, Brandenburg, Berlin, Sach- 
sen-Anhalt und Thüringen sowie aus 
Leipzig waren angereist, - Menschen 
mit und ohne sichtbare oder unsicht- 
bare Behinderungen. Es waren Gäste 
aus den alten Bundesländern und dem 
Westteil der Stadt gekommen - wohl 
die mit den größten Erfahrungen in der 
Behindertenpolitik und den höchsten 
Erwartungen an ein ‘Neues Denken’ 
mit uns gemeinsam. 


Daß die Rollstuhlnutzerinnen nur über 
ein etwas unwegsames Hofgelände 
durch den Hintereingang kommen 
mußten, hat wohl kaum einer als Diskri- 
minierung aufgefaßt, - ja selbst an den 
Veranstaltungen, die nur für und von 
uns gestaltet werden, gewöhnen wir 
uns an solche Art Barrieren. - Aber 'Be- 
treuer’ waren reichlich vor Ort, so daß 
es eben auch so gehen {fahren} mußte. 
Im Foyer des Hauses dann der Anblick 
von auf den neuesten Stand gestylten 
Hilfsmitteln, der ließ mich dann auch für 
einen Moment die Kosten vergessen 
und in Kompensationsträumen 
schwelgen. 


Der Verbandstag 


‚12.00 Uhr mittags der Präsident, Dr. Ilja 
Seifert, eröffnet den Verbandstag, - ia- 
teinamerikanische Gitarrenklänge 
stimmen tempramentvoll ein, - leider 
kann dieser Rhythmus das Tempo 
nachfolgender Programmpunkte nicht 
beeinflussen. 

Die Konstituierung des Verbandstages 
mit der Bildung von Mandatsprüfungs-, 
Redaktions-, Antrags-, Satzungs- und 
Programmkommission zieht sich hin; 
Geschäftsordnungs- und Wahlord- 
nungsdebatten ebenfalls. Es wird spät, 
- als Ilja Seifert den Bericht des Vor- 
standes des ABiD an den Verbandstag 
gibt. In ihm zieht er Bilanz über 13 Mo- 
nate 'Schwerst'arbeit; positiv zwar in 
der Grundtendenz, doch nicht auch 
ohne kritische Punkte anzumerken. Es 
geht ihm um das Miteinander von Be- 
hinderten, ihren Angehörigen und 
Freunden, denn sie seien alle betrof- 
fen. Er wirbt um Verständnis bei eta- 
blierten Verbänden, von denen aller- 
dings bisher kaum ein Echo zu verneh- 
men ist. 


Und da ist dann noch „Die Stütze“, die 
kleine Zeitschrift des ABiD, die mir 
schon viele informationen gebracht 
hat. Zumal in einer Zeit, in der sich täg- 
lich etwas ändert und wir aus den 
neuen Bundesländern unertwegt zum 
"Umdenken' aufgefordert sind. - Da ist 
aber auch die 'Basis', die die Neuigkei- 
ten zusammentragen und zur Redak- 


tion schicken müßte, um den Erfah- 
rungsaustausch noch besser mitzuge- 
stalten, aber dann siegt wohl doch wie- 
der mal die "Trägheit der Masse‘. So 
steht das Erscheinen (auch aus Finan- 
zierungsgründen!) täglich auf dem 
Spiel. 

Bei den Begrüßungsansprachen der 
Gäste fühle ich mich an alte Zeiten erin- 
nert. Sollte die 'Neuzeit' doch gar nicht 
so anders sein? Alle Rednerlnnen füh- 
len, denken, 'kämpfen' mit uns, Sie be- 
teuern Verständnis für unsere Lage und 
lassen uns wissen, sie sind mit dabei. 
Eine Information bleibt mir ganz beson- 
ders in Erinnerung, die Arbeitslosen- 
zahlen unter Schwerbehinderten - in- 
zwischen auf 17.000 gestiegen - und 
die konkrete Aufforderung des Präsi- 
denten des Arbeitslosenverbandes, Dr. 
Grehn, zur Zusammenarbeit mit dem 
ABID e.V. Ich halte es für ein dringen- 
des Gebot. 


Von den Querelen hinter den Kulissen 
spricht Ilja diplomatisch nur andeu- 
tungsweise: der Wechsel des Ge- 
schäftsführers und die anschließend 
sehr ungenaue Darstellung des Be- 
richts der Revisionskommission lassen 
Argwohn bei den Delegierten aufkom- 
men. Diese verlangen berechtigt, ge- 
naue Zahlen und bekommen sie dann 
auch. Wir können gemeinsam feststel- 
len: Die Finanzen sind in Ordnung, und 
es gab weder dubiose Geschäfte noch 
Spenden in Wunschsummen und 
schwindelerregender Höhe. 
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Am späten Abend der Beginn der Sat- 
zungsdiskussion. In ihr trennen sich 
die Wege. Vertraterlnnen und Sympat- 
hisantInnen der Independent-Li- 
ving-Bewegung müssen erkennen, ihre 
Forderungen, Entscheidungs- und 
Stimmrecht mehrheitlich behinderten 
Vertreterlnnen zuzubilligen oder das 
Besetzen von Vorstandsfunktionen 
durch sie, werden überstimmt und blei- 
ben somit in der jetzigen Satzung unbe- 
rücksichtigt. 

Den Organisationsstrukturen der IL-Be- 
wegung können und wollen die Dele- 
gierten des vVerbandstages nicht 
folgen. 

Ein Programmentwurf trotz vorheriger 
Veröffentlichung in der „Stütze“ konnte 
nicht zur Abstimmung gebracht wer- 
den. Zu wenig Zeit, um darüber aus- 
führlich zu debattieren, zu kontrovers 
die Ansichten der Delegierten. Wobei 
die einen nach Abschaffung von Son- 
dereinrichtungen „schrien” (zu viele 
negative Erfahrungen sind damit ver- 
bunden), die anderen langersehnte 
Verbesserungen dieser zum Wohle der 
Behinderten, ihrer Angehörigen und 
Freunde wünschten. In dieser Ausein- 
andersetzung trennen sich die Welten: 
Die von Ost und West, die von 
Anpassungs- und Emanzipationsstra- 
tegien, die von sog. Realisten und sog. 
Fundamentalisten, eben die von ABiD- 
Anhängerlnnen und IL-Bewegten. 


Nach erfolgter Wahl war der ’alte’ Präsi- 
dent mit ca. 70% der Stimmen der 
neue. In Verantwortung seines Amtes 
gelang es Ilja Seifert, in einer gruppen- 
dynamisch-orientierten Höchstleistung 
einen Konsens herauszuarbeiten, der 
die sehr emotionsgeladenen Gemüter 
dann doch etwas befriedete. So ist der 
ABID dafür, „daß jeder Mensch mit Be- 


hinderung und jeder Angehörige frei 
entscheiden kann, wie und wo er woh- 
nen, lernen und arbeiten möchte. Die 
Gesellschaft hat die Voraussetzungen 
dafür zu schaffen, daß er/sie die Wahl- 
freiheit nutzen kann.“ Der Verband tritt 
ebenfalls dafür ein, daß Behinderte 
sich in allen Angelegenheiten selbst 
vertreten. Das bedeute, ihnen für einen 
langen Zeiraum Freiräume zu geben, 
und sie sollten in den öffentlichen Me- 
dien repräsentiert sein. - An einem Pro- 
gramm wird in der nächsten Zeit, auch 
und vor allem von der Basis her, inten- 
siv gearbeitet werden müssen. 


Die im neuen Vorstand des ABiD e.V. 
vertretenen Mitglieder sind überwie- 
gend Menschen mit Behinderungen 


(leider nur 3 Frauen im 17-köpfigen Vor- 
stand!). Das hatte mich dann schon fast 
wieder ein bischen versöhnt. 

Als ich gegen Ende der Veranstaltung 
nach Hause fahren wollte, waren die 
Vertreterlnnen aus dem "Westen’ schon 
weg. Ich hätte ihnen noch gern gesagt, 
wie sehr wir ihre Erfahrungen auch 
trotz der großen Erwartungsenitäu- 
schunger brauchen konnen. 

An diesem Abend verließ ich das Haus 
am Köllnischen Park erschöpft und mit 
ziemlich starken Kopfschmerzen. 


Petra Stephan 
(Vertreterin des Berliner Zentrums für 
Selbstbestimmtes Leben behinderter 
Menschen e.V.) 


„Die Hoffnung mit dem ABiD 


Yom 11. bis zum 12. Mai 1991 wurde in 
Ost-Berlin der Verbandstag des Allge- 
meinen Behindertenverbandes in 
Deutschland „Für Selbstbestimmung 
und Würde” (ABiD e. V.) abgehalten. 
Dies ist eine Art Mitgliederversamm- 
lung welchein der Regel alle zwei Jahre 
einberufen wird. 


Nach der Öffnung der Grenze machten 
auch wir im Westen uns einige Hoffnun- 
gen mit dem ABiD, vor allem da uns die 
hohe Präsenz der behinderten Mitglie- 
der und viele Aktivitäten des ABiD posi- 


aufgegeben“ 


tiv aufgefallen sind. Wir waren an einer 
engeren Zusammenarbeit interessiert, 
um behinderten Personen in Ost- 
Deutschland die Möglichkeiten der 
selbstbestiimmten Lebensformen mit 
Behinderung zu zeigen und um die in 
West-Deutschland dominierende Se- 
gregation behinderter Menschen in 
Ost-Deutschland zu minimieren und er- 
hofften neue Energien für uns. 


Aber auch führende behinderte Per- 
sönlichkeiten im ABiD haben erkannt, 
daß die Zukunft einer Behindertenar- 


beit nicht ohne Berücksichtigung der 
Emanzipationsbestrebungen und dem 
gewaltigen Verlangen nach eigenve- 
rantwortlichen Lebensformen der be- 
hinderten Menschen (im Sinne der in- 
ternationalen „Independent Living“ Be- 
wegung) zu betreiben ist. Gleichzeitig 
wurde in West-Deutschland für die Be- 
setzung des ABiD-Vorstandes gewor- 
ben, um nicht länger als Ost-Deutscher 
Behindertenverband deklassifiziert zu 
werden. Von den wenigen West-Deut- 
schen Mitgliedern sollte ich die Auf- 
gabe übernehmen, und mich für 
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Selbstbestimmung und Würde behin- 
derter Menschen in Ost-Deutschland 
stark machen. 


Während der Verbandstagung bin ich 
jedoch aus folgenden Gründen offiziell 
von meiner Kandidatur als geschäfts- 
führender Vorstand zurückgetreten: 


1. Während der Satzungsverabschie- 
dung konnten sich von circa 125 Stimm- 
berechtigten nur circa 20 für eine Quo- 
tenregelung im Vorstand zugunsten be- 
hinderter Delegierter entscheiden. 


2. Es konnte keine Mehrheit gegen das 
Programm des ABiD, welches den Er- 
halt und die Modernisierung von Son- 
derpädagogischen Einrichtungen vor- 
sieht, erreicht werden und 


3. es konnte keine Mehrheit gegen den 
Erhalt und die Modernisierung von „be- 
schützenden“ Werkstätten erreicht 
werden. 


Die West-Deutschen Delegierten for- 
derten, daß mindestens 51% des 
Stimmrechts von Behinderten selbst 
ausgeübt werden muß. Die stimmbe- 
rechtigten nichtbehinderten Eltern 
drohten jedoch unverzüglich mit der 
Kündigung ihrer Mitgliedschaft, falls 
eine Quotenregelung bindend einge- 
führt werden sollte. Für uns zeigte sich 
auf dem Verbandstag ein altbekanntes 
Muster: Wenn es um die Festschrei- 
bung einer tatsächlichen Selbstbestim- 
mung behinderter Personen geht, wer- 
den nichtbehinderte Mitmenschen ag- 
gressiv. 


Der Behindertenverband ABiD hatte 
sich genauso wie die Bundesarbeitsge- 
meinschaft Hilfe für Behinderte (BAGH) 


bei „Disabled People International“ 
{DPi) beworben, um einen offiziellen 
beratenden Status in internationalen 
Gremien für Deutschland zu erwerben. 
Diesen Bewerbungen stand jedoch die 
Interessenvertretung selbstbestimmt 
Leben in Deutschland (ISL e.V.) gegen- 
über und erlangte schließlich die be- 


gehrte Anerkennung durch Mr. Kalle 
Könkölä aus Helsinki (DPI-Europe). ISL 
e, V. ist ein Zusammenschluß der Zen- 
tren für selbstbestimmtes Leben behin- 
derter Menschen in West- und Ost- 
Deutschland. 


In den letzten Minuten des Verbandsta- 
ges und nachdem Ilja Seifert zum Prä- 
sidenten gewählt wurde und realisiert 
hatte, daß die West-Deutschen in die- 


sen drei Punkten keine Kompromisse 
eingehen, konnte er die übriggebliebe- 
nen stimmberechtigten Verbandsmit- 
glieder (die stimmberechtigten Eltern 
waren bereits abgereist) zu einer Ab- 
sichtserkfärung überreden, die unsere 
Ziele bis zum nächsten Verbandstag (in 
zwei Jahren} verwirklichen soll. 


Ich persönlich habe die Hoffnung mit 
dem ABiD aufgegeben. Es ist mir un- 
möglich, irgendeine Organisation zu 
unterstützen, die vorgibt, „für Selbstbe- 
stimmung und Würde" tätig zu sein, 
wenn ich weiß, daß Entscheidungen, 
die Behinderte betreffen, durch das 
Mehrheitsprinzip (Mehrheit durch 
Nichtbehinderte) gefällt werden. Und 
erst recht ist es mir nicht möglich, wenn 
auch nur ansatzweise die Aussonde- 
rung behinderter Menschen in Ausbil- 
dung und Beruf befürwortet wird. Hier- 
für haben wir in West-Deutschland ge- 
nug ähnliche Vereinigungen, die ich 
ebenfalls nicht stütze. 


Die behinderten Vertreter der „Inde- 
pendent Living“ Bewegung wissen 
sehr genau was mit ihnen geschieht, 
wenn nach dem Mehrheitsprinzip ent- 
schieden wird, Hierfür gibt es auf der 
ganzen Welt Beispiele, die sich nur we- 
nig voneinander unterscheiden: Es ist 
die organisierte Aussonderung, welche 
mal Rehabilitationszentrum, Sonder- 
schule, beschützende Werkstatt, Son- 
derfahrdienst oder auch Heim genannt 
wird. 


Aber wir haben auch alternative, das 
heißt positive Beispiele, und diese wer- 
den wir unaufhaltsam praktizieren und 
verbreiten. Jeder der sich hierfür inter- 
essiert, kann von uns diese Erfahrun- 
gen und das Wissen erhalten, jeder, 


Uwe Frehse, Kassel 


.. ganz wie in der Familie 


Streit bringt uns zusammen 


Zwei oder gar dreimal sah es so aus, als 
wollte der ABiD-Verbandstag ‘91 „kip- 
pen“. Die Widersprüche schienen un- 
überbrückbar. Emotionen schlugen 
hohe Wellen. Familienstreit war ange- 
sagt. 


War das Ende des ABiD, des Allgemei- 
nen Behindertenverbandes in Deutsch- 
land „Für Selbstbestimmung und 
Würde“ in Sicht? Dreizehn Monate vor 
diesem 2. Verbandstag, dem ersten ge- 
samtdeutschen, war diese Selbsthilfe- 
organisation, die der internationalen 


„Independent-Living"-Bewegung nahe 
steht, in einem unglaublichen Kraftakt 
sich selbst befreiender Menschen mit 
den unterschiedlichsten Behinderun- 
gen, unserer Angehörigen und 
Freunde in der untergehenden DDR 
quasi „aus dem Boden gestampft" wor- 
den. Jetzt also galt es, unsere Ziele ge- 
nauer zu benennen und die Wege ab- 
zustecken. 


Programmdiskussionen sind immer 
schwierig. Zumal, wenn bewußt ver- 
sucht wird, verschiedene - zum Teil ge- 


gensätzliche - Interessen „unter einen 
Hut“ zu bringen. Wir wissen, auf welch 
schwierigen „Spagat" wir uns eingelas- 
sen haben: 


® ABiD unterscheidet weder nach Be- 
hinderungsart noch nach -ursache; 

@ ABID geht von der Gleichberechti- 
gung zwischen Menschen mit und 
ohne Behinderungen aus; 

@ ABiD ist Selbsthilfeorganisation und 
sozialpolitischer Interessenvertreter 
gleichzeitig, 

@ ABiD will die Erfahrungen des DDR- 
Verbandes mit denen der emanzipatori- 
schen BRD-Behindertenbewegung zu- 
sammenbringen. 


Jeder einzelne dieser Punkte reicht 
aus, endlose Diskussionen, erbitterten 
Streit und schließlich verfeindete Grup- 
pen hervorzurufen. Dessen bin ich mir 
bewußt. Und dennoch denke ich, daß 
gerade diese Heterogenität unsere 
Chance ist. Gerade indem wir uns der 
Mühe unterziehen, zwischen diesen 
sehr verschiedenen Polen Verbinden- 
des zu finden, bleibt der ABiD hand- 
lungsfähig. 


Und folgerichtig dauerte es gar nicht 
lange, bis der Verbandskongreß in hef- 
tigstem Familienkrach aufs herrlichste 
gespalten war. Zwei „Knackpunkte“ 
schälten sich heraus, in denen Eini- 
gung unmöglich schien. Alles drehte 
sich um die Fragen: 


® Wie steht der ABiD zur Frage der 
Quotierung (behindert/nichtbehindert) 
bei Wahlfunktionen? 


® Wie steht der ABiD zu Sonderein- 
richtungen? 


In der Satzungsdiskussion - die ja un- 
bedingt abgeschlossen werden mußte, 
weil wir ansonsten nicht einmal einen 
neuen Vorstand hätten wählen können 
- fand der Verbandstag nicht zu einem 
Kompromiß, der von allen Seiten getra- 
gen werden karın. Mit der Begründung, 
daß die souveräne Wahlentscheidung 
der Delegierten schon für das „rich- 
tige“ Verhältnis von behinderten und 
nichtbehinderten Vorstandsmitgliedern 
sorgen werde, wurde die Festschrei- 
bung jedweder Quote mehrheitlich ab- 
gelehnt. Diese „Kröte‘‘ konnten unsere 
engagierten Freunde aus den westli- 
chen Bundesländern beim besten Wil- 
len nicht „schlucken“, Schließlich führ- 
ten jahrelange Debatten in Westeuropa 
und den USA zu der festen Überzeu- 
gung, daß in den eigenen Organisatio- 
nen Menschen mit Behinderungen 
selbst das Sagen haben müssen. Die 
Forderung, wenigstens die Hälfte der 
Sitze Selbst-Behinderten vorzubehal- 
ten, war schon das äußerste Minimum 
dessen, was ENIL-Vertreter oder an- 
dere Selbstbestirmmt-Leben-Anhänger 
gerade noch so hätten akzeptieren 
können, 
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Als Ergebnis dessen, daß das nicht in 
die Satzung aufgenommen wurde, kan- 
didierte keiner unserer Freunde aus 
den westlichen Bundesländern für den 
Vorstand. Das ist in meinen Augen das 
negativste Resultat des Verbandstages 
‘91. Nun, die Satzung sieht vor, daß die 
Vorstandsmitglieder - mit Ausnahme 
des Präsidenten, der Vizepräsidenten 
und des Schatzmeisters - von ihren 
Landesverbänden gewählt werden. 
Wenn wir in der Programmatik weiter 
kommen - und das nicht zuletzt über 
die breite demokratische Debatte von 
der Basis bis zu speziell einzuberufen- 
den, offenen Tagungen, und wenn sich 
der ABiD auch organisatorisch weiter- 
entwickelt hat, können vielleicht doch 
auch westdeutsche Mitglieder ihre Er- 
fahrungen und Wünsche, ihr Engage- 
ment und ihre Beziehungen direkt in 
die Vorstandsarbeit einbringen? Ich je- 
denfalls hielte das für wichtig. Laßt uns 
doch miteinander streiten! Wesentlich 
ist der Wille, zusammenzuarbeiten. Wir 
brauchen nicht einer Meinung zu sein. 
Auf das Handeln kommt es an! 


Übrigens brachte der Kongreß für mich 
einen schlagenden Beweis dafür, daß 
„die souveräne Wahlentscheidung der 
Delegierten“ allein keine Garantie für 
eine ausgewogene Ämterverteilung ist: 
Weder der Präsident noch einer der 
drei (!) Vizepräsidenten ist eine Frau! 
Auch im Vorstand insgesamt sind 
Frauen unterrepräsentiert. Beim Grün- 
dungskongreß, vor dreizehn Monaten 
also, wurde stundenlang über Frauen- 
quoten debattiert. Auch damals gab es 
keine Mehrheit für die Quote. Aber die 
Delegierten waren für das Problem 
sensibilisiert - und es wurden viele 
Frauen gewählt. Diesmal fiel nicht ein- 
mal das Wort „Frauenquote“ und 
schon dachte keine/r daran. Eine bin- 
dende Vorschrift in der Satzung hätte 
das verhindert. 


Nachdem fast alles schon vorbei war 
und alle nahezu erschöpft - in der lan- 


mm 


gen Pause, die beim Auszählen der 
Stimmen zur Vizepräsidentenwahl ent- 
stand -, schwang sich der Verbandstag 
zu einem großen Konflikt auf. In sachli- 
cher Atmosphäre und mit dem nötigen 
gegenseitigen Respekt vor der Mei- 
nung der/des Anderen fanden wir bin- 
dende Formulierungen, die der Pro- 
grammkommision für ihre weitere Ar- 
beit mit auf den Weg gegeben werden 
konnten. Alle Delegierten standen 
schließlich hinter der Forderung, daß je- 
der Mensch frei entscheiden können 
muß, wie und wo sie/er leben, lernen 
und arbeiten möchte 


Es gewann der Wille Oberhand, sich zu 
einigen. Den Delegierten - auch den 
schärfsten Opponenten - ist der ABiD 
so wichtig, daß sie die Kraft aufbrach- 
ten, Verständigung zu suchen. Es fan- 
den sich Brücken, die tiefe Gräben 
überwindbar machten. Am Ende rollte 
ich mit dem Gefühl nach Hause, Teil ei- 
ner Gemeinschaft zu sein, die Konflikte 
offen austragen kann. 


Wir kehrten die Problerne nicht unter 
den Teppich. Jede/r sagte, was zu 5A- 
gen sie/er für erforderlich hielt. Jetzt 
kennen wir unsere Probleme genauer. 
Jetzt können wir sie besser lösen. Den 
Auftrag an die verschiedenen Arbeits- 
gruppen - die alle für weitere Mitrna- 
cher offen sind - ist eindeutig: Suche 
nach Konsens, Erarbeitung von Kon- 
zeptionen, Bewahrung beziehungs- 
weise Herstellung der Handlungsfähig- 
keit des ABiD. Und immer ausgehend 
von den Interessen der Menschen! 


Es hat mächtig gedonnert. Das Gewit- 
ter ist vorüber. Wir atmen die frische, 
klare Luft in tiefen Zügen ein. Wir ge- 
hen wieder an die Arbeit. 


... ganz wie in einer guten Familie. 


Ilja Seifert 


u u u u u u u uns| 
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Brüder und Schwestern ? 
Oder nur Stiefkinder? 


Wie kommt es, daß in der DDR profes- 
sionelle Nichtbehinderte als „Betrof- 
fene" bezeichnet wurden und viele Be- 
hinderte sich immer noch nicht als Ex- 
Perten in eigener Sache begreifen? Da 
es im real existierenden Sozialismus 
auch keine Probleme für Behinderte 
geben durfte, wurden Zusammen- 
künfte zur Erörterung der Probleme 
nicht geduldet. Mehr noch, wer Behin- 
derte unterstützte Mißstände zu besei- 
tigen, war Staatsfeind. Hauptverdäch- 
tige waren diejenigen, die ständig mit 
Behinderten zu tun hatten, und ihren 
Lebensunterhalt damit verdienten, Be- 
hinderte zu betreuen, und die naturge- 
mäß ständig auch auf die realexistie- 
renden Grenzen stießen. Daß es Or- 
gane für Gebrechen gab, die medizi- 
nisch gelöst werden konnten und auch 
sollten, griff die Verhältnisse nicht an, 
jedenfalls nicht in den Augen der Bon- 
zen. Medizinische Rehabilitation war 
sanktioniert, und Mediziner hatten ge- 
wisse Freiräume, die ihnen Sympathien 
bei den Behinderten, den Eltern und 
den Betroffenen einbrachten, wenn sie 
davon - fürsorglich - Gebrauch mach- 
ten. 


Und wie stellt sich nun die neue Mög- 
lichkeit dar, sich in einem eigenen 
Verband artikulieren zu können? 


Es war schon deprimierend zu erleben, 
wie selbst Behinderte längst geges- 
sene Angelegenheiten ablehnten. Auf 
dem Verbandstag des ABiD wurde na- 
türlich abgelehnt, daß Behinderte die 
Mehrheit in dem Verbandsvorstand ha- 


ben. Daß Nichtbehinderte zwar mitar- 
beiten können, aber außer als Dele- 
gierte nichts zu sagen haben sollten 
(was bei der Quotierungsforderung von 
51% ja gar nicht der Fall gewesen 
wäre), stieß auf helle Empörung. Aber 
was dann kam, war die Ablehnung ei- 
nes „Kompromißantrages“, der vorsah, 
den Vorstand paritätisch zu besetzen, 
aus Behinderten, Eltern und Betroffe- 
nen (zu gleichen Teilen!). 

Diese Ablehnungseuphorie ist nur dar- 
auf zurückzuführen, daß den Wessis 
eins ausgewischt werden konnte, ob- 
wohl dieser groteske Kompromißantrag 
gar nicht von einem Wessi kam. 


Gibt es nur geographische Grenzen 
oder grenzen Behinderte andere Be- 
hinderte aus? 


Der Antrag, die Sondereinrichtungen 
innerhalb einer bestimmten Frist abzu- 
bauen, wurde ebenso abgelehnt, wie 
die Forderung, keine finanziellen Mittel 
mehr für den Neubau von Sonderein- 
richtungen bereitzustellen. „Unsere al- 
ten Häuser nicht zu renovieren oder die 
Patienten nicht in neue Häuser zu las- 
sen, damit die Bruchbuden abgerissen 
werden können, ist eine Unverschämt- 
heit von Euch.” Da half auch nicht 
nachzuschieben, daß natürlich erst 
Strukturen im ambulanten Bereich auf- 
gebaut werden müssen, bevor die 
Heime unnötig werden. Zwar wurde ei- 
ner Formulierung anderntags zuge- 
stimmt, die mir der frischgewählte Prä- 
sident entlockte, weil er sich nun stark 


fühlte, gegen die Stimmung im Saal be- 
reits Erledigtes, als Dissenzpunkte 
nochmals zur Diskussion zu stellen. 
Diese Formulierung lautete so ähnlich: 
Niemand darf gezwungen werden in 
Sondereinrichtungen zu leben, zu ler- 
nen und zu arbeiten - es müssen dafür 
Voraussetzungen geschaffen und fi- 
nanziert werden. 

Aber eine Gegenargumentation, von ei- 
nem etwa 35jährigen Rollstuhlfahrer 
vorgetragen, gab mir zu denken: Behin- 
dertenwerkstätten seien notwendig, 
sonst würden Eltern zu Hause bleiben 
müssen, statt zur Umschulung gehen 
zu können, und dann würden sie ent- 
gültig den Arbeitsplatz verlieren. Behin- 
dertenwerkstätten als Familienentla- 
stende Dienste! 

Da wäre es besser gewesen, nichts ent- 
gültiges ins Programm zu schreiben, 
dafür aber in diesem die Dissenz- 
punkte zu benennen und mit dem Auf- 
trag an den Vorstand zu verbinden, zu 
jedem Bissenzpunkt einen verbands- 
weiten Kongress zu organisieren. Hier 
wäre ausreichend Gelegenheit gewe- 
sen mit allen, um die jeweils richtige Po- 
sition zu streiten. 

Das wollten auch die anwesenden Wes- 
sis nicht, sie wollten Gewißheit! Und 
der Präsident versuchte um deren Mit- 
arbeit Willen den Kompromiß. 

So ging es zunächst darum, auszulo- 
ten, ob die Verbandsstruktur eine of- 
fene Debatte später noch hergeben 
könnte. Daß Verbandstagungen ver- 
bandsintern öffentlich sein sollten, 
wurde damit abgelehnt, daß die auf- 
kommenden Hotel(!)-Kosten ausufern 
würden. Der konkrete, erneuerte An- 
trag, nämlich daß Einzelmitglieder we- 
nigstens Rede- und Äntragsrecht ha- 
ben dürfen {um z.B. mögliche MiB- 
stände oder Willkür der Vorstände - 
über dem Ortsvorstand steht der Kreis-, 
über dem der Landesvorstand - direkt 
zur Sprache bringen zu können), sorgte 
nur kurz für Irritationen bei denen, die 
glaubten, daß damit Eiternverbände 
gemeint sein könnten, die innerhalb der 
Kreis- und Landesebene freischwe- 
bend zum ABiD gehören. Als ich aus- 
drücklich die Notwendigkeit wieder- 
holte, einzelnen Personen - natürlich 
MitgliederInnen - das Recht einzuräu- 
men, bei künftigen Verbandstagen we- 
nigstens anwesend sein zu dürfen, weil 
es ja nichts nützt, wenn gute Köpfe sich 
nur untereinander auseinandersetzen 
und ihre schlauen Ideen in einem Käm- 
merlein produzieren. Hier war wohl die 
Barrenhöhe auf Grashalmlänge gelegt, 


und die sich anschließende eindeutige 
Abstimmung hinterließ in meinem Kopf 
schwindelerregende Blutleere. 

Meinem Kreislauf half es später auch 
nicht, eine Antwort zu hören, die ich so 
ähnlich auch von unseren Altvorderen 
aus dem Westen schon mal gehört 
habe. Ich stellte später jemanden zur 
Rede, der allen Wessi-Anträgen vorher 
zugestimmt hat und der meiner Ein- 
schätzung nach offen gegenüber jegli- 
cher Emanzipationsbestrebung von un- 
ten ist. Er sei frustriert davon, daß an 
bestimmten Leuten die Arbeit immer 
hängenbleibt, und nun wolle man eben 
nur verantwortungsbewußte Menschen 
entscheiden lassen (Merke: nur 'or- 
dentliche Delegierte’, sind eben verant- 
wortungsbewußte Menschen). Weil Ba- 
sisdemokratie für die anwesenden De- 
legierten nur eine Worthülse ist, wurde 
einzig und allein aus redaktionellen 
Gründen, das Vorwort Basis in dem 
Satz gestrichen, der nun lautet: „Der 
Verband ist demokratisch aufgebaut.“ 


Wie gehen wir nun mit unseren Brü- 
dern und Schwestern um? 


Es ist wahr, ich habe mich im Herbst 
1990 dafür ausgesprochen, den Ost- 
Behindertenverband als den unsrigen 
zu betrachten, weil er basisdemokra- 
tisch strukturiert und mehrheitlich von 
Behinderten bestimmt sei, sich gegen 
Aussonderung wenden würde und 
nicht auf eine oder ein paar Behinde- 
rungsarten fixiert sei. Bis auf letzteren 
Punkt muß ich mich revidieren. Aber 
ich sagte es damals auch im Hinblick 
darauf, daß wir mitmischen müssen - 
die Auseinandersetzung mit den ost- 
deutschen Behinderten suchen {und in- 
tensiv führen) müssen. Es ist sympto- 
matisch für die entscheidende Mitglie- 
derversammlung des ABiD in Berlin, 
daß ganze vier westdeutsche „Spitzen- 
behinderte“ den Weg hinter die Elbe 
gefunden haben und daß deren An- 
träge zu Struktur und Inhalt hauptsäch- 
lich von den Berliner Delegierten unter- 
stützt wurden, die mit den Westberliner 
Behinderten auch schon auf mehr ge- 
meinsame Erfahrungen in Aktionen zu- 
rückblicken können. 

Aber den besserwisserischen Wessis 
und den _altbekannt-hochnäsigen 
„Hauptstädtern (der DDR!)"“ wurde nur 
Mißtrauen und trotzige Ablehnung ent- 
gegengebracht. Forderungen der alten 
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Haudegen aus dem Westen, knallhart 
und nur mit wenigen Erläuterungen 
vorgetragen, konnten von der Ver- 
sammlung nicht mit den eigenen Erfah- 
rungen verknüpft werden, und galten 
als aufgesetzt. Und Motor der inbrün- 
stig und ebenso knapp vorgetragenen 
Ablehnung war, sich jetzt endlich ge- 
gen die Fremdbestimmung aus dem 
Westen wehren zu können, endlich die 
Mehrheitsverhältnisse zu haben, die 
gegen Kohl und Lambsdorff gefehlt ha- 
ben. Aber wir können die ostdeutschen 
Behinderten und vor allem die Aktiven, 
die sich nach wie vor nicht tatsächlich 
und hauptsächlich im ABiD gesammelt 
haben, nicht als belastende Diskus- 
sionspartner ausgrenzen. Wir können 
das Territorium der ehemaligen DDR 
nicht ignorieren, in dem millionenfach 
andere Erfahrungen und Entschei- 
dungsmuster gewachsen sind. Damit 
sind sie schlecht gewappnet, den 
schmalen Grad zu finden zwischen An- 
passung an die herrschenden Verhält- 
nisse Marke West und dem Beharren 
auf eigenen Ideen. Wir können ihnen 
nicht raten, seid mißtrauisch gegen- 
über allem, was aus dem Westen an Po- 
litikern, Experten und Verbänden etc. 
kommt und uns dann wundern, daß sie 
nicht gleich mit fliegenden Fahnen uns 
in die Arme laufen. Wir müssen diese 
Impfung {nicht einfach zu übernehmen) 
nutzen: Da reicht es nicht, von unseren 
Erfolgen und Niederlagen lediglich zu 
berichten. Wir müssen neue Erfahrun- 
gen machen, sie gemeinsam machen 
und sie gemeinsam auswerten. Dabei 
gehe ich davon aus, daß wir unsere Er- 
fahrungen nicht nur im eigenen Zugang 
gemacht haben, sondern auch (man- 
che sogar: vor allem) in Konfrontation 
mit Politikern und seibsternannten 
(Reha-)Experten, und zwar in Aktionen 
in der Öffentlichkeit. 

Aber wo treffen wir uns jetzt gemein- 
sam inhaltlich und räumlich? Es wird 
jetzt nichts nutzen, Bühnenbesetzun- 
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gen in Dortmund oder Karlsruhe, De- 
mos vor Bundestag oder CDU-Zentrale 
in Bonn zu machen. Gemeinsame Ziele 
müssen gefunden werden, die Behin- 
derte in Ost und West betreffen. Alte 
Mißstände und neue Angriffe auf uns 
gibt es genügend. Und das einzige, 
was die Verlagerung des Regierungs- 
sitzes uns positiv einbringt, müssen wir 
nutzen. Jedenfalls ist die inhaltliche 
und räumliche Nahtstelie schnell ge- 
funden (und legt es nicht als egozen- 
trisch aus), denn in Berlin wird es aus- 
probiert, ob das Tötschlagargument 
„wegen dem Osten wird im Westen ge- 
kürzt“ im gesellschaftlichen Konsens 
liegt. Hier in Berlin jedenfalls, wo Ost 
und West so zusammenwachsen: Der 
Sozialetat wird um die alte Berlinhilfe 
gekürzt, soll aber für die beiden Stadt- 
hälften reichen. Um sich aber gemein- 
sam dagegen zu wehren, ist es notwen- 
dig, daß Ost- und Westberliner an ei- 
nem Strang ziehen. Ihr könnt erahnen, 
wie mühselig das ist. Ob die Kräfte der 
Westberliner ausreichen, um dieses 
Sparmodell stellvertretend für die 
ganze BRD zu kippen? Auch wir müs- 
sen den neuen Kantonisten aus dem 
Osten im Kampf gegen dieses Modell 
zeigen, daß plausibel begründete For- 
derungen, moderat vorgetragen, nicht 
wie zu Zeiten der runden Tische schon 
etwas bewirken gegen die phlegmati- 
schen Aussitzer. Ein Beispiel wird sein, 
ob wir es schaffen, die Probleme der 
behinderten Beschäftigten im Osten 
wirksamer in die Öffentlichkeit zu brin- 
gen als die Verbandsfunktionäre des 
ABID. Die hoffen immer noch durch ein 
Gespräch mit einer Ministerin beim Tee 
zu erledigen, daß Behinderte aus dem 
Osten nicht mehr ohne Kündigungs- 
grund fristlos entlassen werden kön- 
nen, bloß weil sie dort alle (Invaliden- 
)Rentner genannt werden. Das Tal der 
Mühen, das wir schon hinter uns glaub- 
ten, wird darin bestehen, erst die Nie- 
derlage einzustecken und mit neuem 
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Anlauf, mit Wut im Bauch die Energie 
zu besitzen, Politiker mit aggressiven 
Tönen aufzuschrecken, die sie über 
den Umweg der Medien und der öffent- 
lichen Meinung erreicht (oder auch 
nicht). Die gemeinsame Auswertung 
wird zeigen, ob die nicht zu ignorieren- 
den Aktionen wenigstens die Öffent- 
lichkeit der Behinderten erreicht, uns 
ins Gespräch bei und mit anderen 
Gruppen und Verbänden bringt. 


Machen wir uns nichts vor, wir müssen 
neu anfangen und können nicht dort 
weitermachen wo wir unseren Konsens 
gefunden hatten. Wer glaubt, unsere 
provinzielle Kuschelecke im Westen 
war schon hart genug erkämpft und 
noch längst nicht bequem genug, wird 
sich nicht nur geistig auf die Socken 
machen müssen; wer glaubt, die im 
Osten sollen doch selber sehen, wie 
weit sie mit ihren Vorstellungen kom- 
men, wird selber im eigenen Saft 
schmoren und erleben, wie die Östler 
gegen uns ausgespielt werden. Wer 
sich von der Diskussion der Behinder- 
ten im Osten abkoppelt, wer die Ausein- 
andersetzung mit dem (nicht unbe- 
dingt in diesem) ostelbischen Behin- 
dertenverband, der sich ABiD nennt, 
nicht organisiert, nur weil der nicht so 
geworden ist, wie wir in den letzten 
Jahrzehnten gewachsen sind, der 
übernimmt, estutmirleid, das sagen zu 
müssen, einen Grundgedanken der eu- 
genischen Indikation. 


Kein Stück Energie in den Aufbau des 
ABID stecken (aber auch keine De- 
struktion betreiben)! 

Jede Gelegenheit nutzen mit den Be- 
hinderten hinter der Elbe, dem ABiD 
eingeschlossen, die Auseinanderset- 
zung zu führen - aber nicht aus der 
Ferne. 

Mir selber schwinden schon die Ner- 
ven, die Auseinandersetzungen in der 
anderen Stadthälfte zu führen. Aber 
uns bleibt letztlich nichts anderes 
übrig, als für mehr Futter am gemeinsa- 
men Frühstückstisch zu sorgen. 

Die einzige Möglichkeit, wieder zu ei- 
nem Konsens zu kommen, ist der (Ab- 
wehr-)Kampf, in dem echte Erfahrun- 
gen gesarnmelt werden können, wenn 
er gemeinsam geführt wird. 


Solidarische Unterstützung kann am 
Anfang stehen, auch als einseitige Vor- 
ausleistung (siehe Invalidenrente); wir 
müssen die Ersten sein, die zu einer 
gemeinsamen Sprache kommen, und 
z.B. die Vokabel „Invalidenrente“ rich- 
tig übersetzen, 

Hott Luft und dann los. Wir wußten doch 
eh, daß der erreichte Gipfel nicht der 
letzte war, daß der Rundblick nicht 
lange zu genießen ist. Was solls? Die 
Butterbrote sind alle, die Thermos- 
kanne ist leer. Aufbrechen war sowieso 
angesagt. Je eher wir die Talfahrt be- 


ginnen und je weniger wir bremsen, 
umso größer ist der Schwung für das 
zusätzliche Dickicht, das der realexe- 
stierende Sozialismus mit hinterlassen 
hat. Die erklommene Höhe ist doch 
eine beachtliche Voraussetzung für 
den Speed. Die Höhe haben wir auch 
nur erreicht, durch den hinter uns lie- 
genden Weg auf der anderen Seite des 
Gipfels: Ende der Sechziger die ange- 
wiederte Abkehr von den altvorderen 
Verbänden. Dann die Erfahrung in den 
Volkshochschulen, geleitet durch die 
fürsorglichen Nichtbehinderten. Die zö- 
gerliche Emanzipation von diesen Hel- 
fern und die Arbeit in den Initiativen vor 
Ort wäre ohne das bundesweite Zu- 
sammenkommen fast ohne Erfolg ge- 
blieben. Der Zusammenschluß seit 
dem Jahr der Behindereı' hat zu Aktio- 
nen geführt, die, wenn sie nicht die ge- 
samte Öffentlichkeit mobilisiert, doch 
auch Bewegung in die alten und neuen 


Dokumentation 


Nachfolgend dokumentieren wir eine 
Presseerklärung, die uns Michael Eg- 
gert zusammen mit seinem Artikel 
übersandte. Wir geben sie leicht ge- 
kürzt wieder, weil wir der Meinung 
sind, daß sie ein akutes Problem von 
Krüppeln in den FNL aufgreift: 


Wenn aus einem Öst-Behinderten ein 


Verbände gebracht haben, die sich mit 
unseren Themen plötzlich auseinan- 
dersetzten. Und soweit sind wir mit den 
Behinderten aus dem Osten nicht aus- 
einander. Auch wir sind schon bereits 
auf dem Weg - bergab. Auch sie be- 
kämpfen die Verschlechterung ihrer Le- 
benssituation. Und eines ist klar: Ihre 
Bewegung ist wesentlich breiter und sie 
im Dialog ernstzunehmen wird unsere 
gemeinsame Schwungmasse groß ge- 
nug machen, um auch durch das anste- 
hende Tal hindurchzukommen. Rufen 
wir uns in Erinnerung: Die Erfahrung 
der Krüppelbewegung hat gezeigt, daß 
Krüppel untereinander sich immer aus- 
einandersetzen konnten; auch wenn 
Nichtbehinderte mitmischten, hatten 
wir untereinander immer den längeren 
Atem. 


Michael Eggert, Berlin 


Michael Eggert 
Schöneweider Str. 7 
1000 Berlin 44 


gesamtdeutscher Behinderter wird, 
verliert er per definitionem plötzlich 
seine Fähigkeit zu arbeiten - und damit 
seinen Arbeitsplatz. 


. Invalidenrenten nach DDR-Recht 
waren für bestimmte Behinderte eine 
Art Mindestsicherung, die auch zu ei- 
nem Zusatzeinkommen werden konnte. 


Zusätzlich dann, wenn - sagen wir als 
Rollstuhlfahrer - jemand zwar 100% er- 
werbsgemindert war, er aber trotzdem 
einer vollen Erwerbstätigkeit nachging. 
Es war dabei .gesellschaftspolitisch be- 
absichtigt, einen Anreiz zur Arbeit zu 
geben. 


Im Westen, wo die meisten Behinderten 
keinen Arbeitsplatz bekommen (selbst 
wenn sie es wollen), gibt es einen Ren- 
tenbegriff nur in dem Sinne, überhaupt 
nicht mehr zur Arbeit fähig zu sein (Er- 
werbsunfähigkeitsrente); oder im ehe- 
mals ausgeübten Beruf nicht mehr ar- 
beiten zu können (Berufsunfähigkeits- 
rente). 


Wer jetzt im Osten (noch) einen Beruf 
ausübt, soll als Invaliden-, ‚Rentner be- 
rufsunfähig gestempelt werden (in wel- 
chem Beruf eigentlich?), ja, er soll so- 
gar deshalb entlassen werden können 
(aus dem momentanen Arbeitsverhält- 
nis/Beruf). 


Im &$ 59 des BAT-O wird die Invaliden- 
rente einer Berufsunfähigkeits-, ja so- 
gar einer Erwerbsunfähigkeitsrente 
gleichgestellt werden, - mit einem Fe- 
derstrich: Bezeichnenderweise ist es 
der letzte Satz des $ 59, der die Über- 
schrift trägt „Beendigung des Arbeits- 
verhältnisses“, Hier wird Behindertsein 
als bereits vollzogene Berentung be- 
griffen, es würde damit sogar das Kla- 
gerecht entfallen. 

Einen ähnlichen Sinnkonflikt gab es im 
Westen auch, denn was heißt 'erwerbs- 
unfähig’ und was heißt '100% Minde- 
rung der Erwerbsfähigkeit'? Weil ein 
ehemals nichtbehinderter Architekt 
nach einer Krankheit, jetzt Rollstuhlfah- 
rer, als berufsunfähig gilt, während ein 
anderer Rollstuhlfahrer (sagen wir seit 
jungen Jahren behindert) nach einem 
Ingenieurstudium im Architektur-Beruf 
tätig werden kann. Hier verstanden 
manche Beamte in den Rentenversi- 
cherungsstellen die Welt nicht mehr. 
Die Lösung war daher, in Behinderten- 
ausweisen den Prozentsatz „X % Min- 
derung der Erwerbsfähigkeit“, durch 


den richtigen Begriff „X % Grad der 
Behinderung“ zu ersetzen. Aber im 
Rentenrecht blieb alles beim alten. 
Eine Mindest-Sicherung für Behinderte 
wurde nicht einmal in Erwägung gezo- 
gen - hätte im Rentenrecht westdeut- 
scher Prägung (im Sinne von erworbe- 
nen Ansprüchen) auch nichts zu su- 
chen. 


Was bleibt zu tun ? 

Es hätte erwartet werden können, daß 
die Gewerkschaft ’öffentliche Dienste, 
Transport und Verkehr - ötv’ die Behin- 
derten, die noch in Lohn und Brot ste- 
hen, nicht per se’ zu „Arbeitsunfähil- 
gen“ stempelt. 

War es nur eine Begriffsverwirrung, ein 
Versehen? Oder sollten Entlassungen 
sogar noch erleichtert werden? Dage- 
gen spricht, daß damit für Behinderte 
eine neue Kündigungs-Begründung 
eingeführt werden würde: „Entlassung 
wg. Behinderung“. 


Dies muß korrigiert werden! Der letzte 
Satz in $ 59 BAT-O wäre zu streichen, 
denn: 


...”’ mei den Rand schauen 
„.. vom Rand schauen 


... über den Rand schauen 
dierandschau abonnieren 
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Behinderten aus der DDR darf es nicht 
schlechter gehen als ... - Nichtbehin- 
derten aus der DDR. Sie müssen ihre 
Arbeit erhalten können oder auch nicht, 
wie alle anderen auch. Invaliden- 
rente/Behinderung darf kein Entlas- 
sungsgrund werden. Invalidenrente 
muß für eine Übergangszeit erhalten 
bleiben, zusätzlich zur Arbeitsstelle, zu- 
sätzlich zur ABM-Berechtigung etc. 
Der Einigungsvertrag meinte nichts 
anderes: Vergünstigungen nach al- 
tem DDR-Recht für eine bestimmte 
Frist beizubehalten. Danach gibt es 
keine Invalidenrente mehr. 


Es muß dem Behinderten überlassen 
bleiben, ob er/sie nach dieser Frist ei- 
nen Antrag auf Berentung stellt (so, wie 
es nach dem West-Recht möglich ist), 
dann und nur dann verliert er/sie sei- 
nen/ihren Status als ErwerbstätigeR 
oder als ErwerbsloseR. 


Berlin den 18. 6. 91 
Michael Eggert 
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Buchbesprechung 


Franz Christoph 


TÖDLICHER ZEITGEIST 


Notwehr gegen Euthanasie 


Selten ist ein Buch mit größerer Hin- 
gabe geschrieben worden ais Franz 
Christophs neuestes: „Tödlicher Zeit- 
geist". Er hat es sich aus Leib und 
Seele geschrieben und selbst gewon- 
nene Behaglichkeiten seiner Biogra- 
phie dafür geopfert. Kompromißlos wie 
seine Zeitgeist-Auslegung selbst. 


Sensibel spürt er den tödlichen Diskri- 
minierungen nach und spezialisiert 
sich besonders auf die solidarisch ge- 
wandeten. Versteckte Behinderten- 
feindlichkeiten der Frauenbewegung, 
der Linken, ja selbst der Krüppelbewe- 
gung werden genauso vorgeführt wie 
offene Angriffe z.B. in Philosophie und 
Kirchenlehre. Dieses Buch ist bisher 
die umfangreichste Sammlung tödli- 
cher Bedrohungen Behinderter im Gei- 
ste. Hier wird aufgezeigt, wie die eher 
verstecke Euthanasie heutiger Prä- 
gung begründet und die offene der Zu- 
kunft vorbereitet wird. 


Dabei hat Franz Christoph gründlich re- 
cherchiert. So gräbt er ein Zitat Rosa 
Luxemburgs zutage, das deren Aggres- 
sion gegen Behinderung, damit auch 
gegen ihre eigene, verdeutlicht, Zitat 
Christoph: Auch Rosa Luxemburg äu- 
Bert sich bisweilen recht drastisch. Im 
Juli 1918 schreibt sie im Strafgefängnis 
Breslau in ihrem Vorwort zu Vladimir 
Koralenkos „Die Geschichte meines 
Zeitgenossen“: „Angeborene Krüppel- 
haftigkeit kann zur Quelle vieler Kon- 
flikte im menschlichen Leben werden, 
ist aber selbst jenseits des menschli- 
chen Wollens und Handelns, jenseits 
vor Schuld und Sühne, ausgenommen 
etwa die Fälle, wo sie als Erbstück das 
Verschulden der Eltern zum Fluche der 
Kinder macht.“ Damit ist eine Identifika- 
tionsfigur linker Behinderter entzau- 
bert. 


Franz Christoph sucht mit seinem Buch 
den Konflikt. Etwa wenn er Frauen das 
Recht abspricht, für sich zu entschei- 
den, welche Begründungen sie als hin- 
reichend für eine Abtreibung empfin- 


7 ae Dabei stimmt er, wenn er den Fö- 


tus als eigene Rechtsperson be- 
schreibt, mit konservativen 
Abtreibungsgegnern überein. Seine 
Anklage zielt auf das Urteil: „Man kann 
sagen, daß das eugenische Denken die 
Frauen im Kampf um ihre Selbstbestim- 
mung ständig begleitete." 


Den Verlogenheiten der Krüppel- und 
Behindertenbewegung widmet Franz 
Christoph sich mit geradezu lesbarer 
Lust, wenn er etwa deren Verdrängung 
eigenen Leidens und eigener Trauer 
beschreibt. 

In seiner geschichtlichen Betrachtung 
bezieht er sich selbst aber kritisch mit 
ein, 


Franz Christophs Zukunftsvisionen 
sind düster, Er glaubt nicht, daß es Be- 
hinderten selbst gelingen wird, die Eu- 
thanasiedampfwalze aufzuhalten. Die 
Entwicklung gibt ihn zumindest heute 
recht, wenn wir beobachten, wie epide- 
misch sich die Gedanken Singers an 
den deutschen Hochschulen ausbrei- 
ten, Verbündete unter den Nichtbehin- 
derten schließt Franz als tauglich aus. 
So resümiert er: „Ich denke, daß un- 
sere einzige, wenngleich minimale 
Überlebenschance darin besteht, von 
vornherein unmißverständlich klar zu 
machen, daß es nicht möglich sein 
wird, unsere geplante Tötung als hu- 
mane Erlösung zu verschleiern. Dabei 
spekuliert er auf eine Art Restmoral, die 
unverklärte Tötung Behinderter verbie- 
tet, und zerstört gleichzeitig diese Hoff- 
nung wieder: „Wir wollen uns keine Illu- 
sionen mehr machen. Die Normalität 
wird sich aus dieser ihrer verlogenen 
Restmoral befreien. Je stärker uns die 
Gesund-Normalen als verhinderbare 
Zumutung begreifen, um so stärker 
werden sie gegen uns vorgehen. Sie 
werden ihre gesteigerte Aggressivität 
damit begründen, daß sie nicht ewig 
Opfer moralischer Erpressung sein 
wollen.“ Und als sehne Franz diesen 
Zustand herbei, setzt er nach, „endlich 
scheint sich ein offenes Verhältnis zwi- 
schen Behinderten und Nichtbehinder- 
ten anzubahnen.“ 
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Uns scheint nur der Erfolg zu bleiben, 
quasi auf der Schlachtbank die Schuld 
nicht mitzunehmen. Schlußsatz des 
Buches: „Wir können und müssen ver- 
hindern, daß sie töten unter dem Deck- 
mantel des Schweigens.“ 


Das ist sicherlich zu fatalistisch. Franz 
Christophs brilliante Anklage und Be- 
weisführung hat mich‘ beeindruckt, 
auch wenn mir nicht alle Anıklagen neu 
sind, auch wenn ich nicht alle Postulate 
teile, Zu kurzatmig aber ist das Werk 
beim Entwurf effektiver Notwehrstrate- 
gien, was der Buchunterlitel (Notwehr 
gegen Euthanasie} nicht erwarten läßt. 
Doch zu deren Diskussion bleibt nicht 
mehr viel Zeit, 


Lothar Sandfort 


MEMORANDUM GEGEN DIE 
NEUE LEBENSUNWERT - DISKUSSION 


Der internationale bioethische Diskurs hat die Bundesrepublik 
Deutschland erreicht. Der australische Bioethiker und Philosoph Pe- 
ter Singer ist durch spektakuläre Ausladungen und die Proteste Be- 
hinderter einer breiteren Öffentlichkeit bekannt geworden. Seine Mit- 
arbeiterin Helga Kuhse konnte die neuen alten Thesen vom Wert und 
Unwert behinderten Lebens im deutschen Ärzteblatt verbreiten. Re- 
nomierte deutsche Medizinethiker wie die Bochumer Professoren 
Hans-Martin Sass und Herbert Viefhues distanzieren sich zwar von 
den neuen Utilitaristen wie Singer und Kuhse, wollen aber die inter- 
nationale bioethische Debatte auch in der Bundesrepublik einfüh- 
ren. Sie wollen eine „Akzeleration des ethischen Diskurses“ und die 
Güterabwägungskompetenz beim wert- und risikobewußten Bürger" 
stärken. Der Gebrauchswert dieser Debatte liegt in ihrer Anwendbar- 
keit in den Gebieten der pränatalen Diagnostik, der Reproduktions- 
medizin und der Gentechnik. Ihr Kristallisationspunkt derzeit ist aber 
die Frage der Lebensverlängerung oder des Lebensabbruchs bei 
behinderten Säuglingen und schwerkranken Patienten. 


Vor dem Hintergrund wachsender medizinisch-technischer Möglich- 
keiten wird in der Bioethik die Frage des Menschenrechts auf Leben 
aufgeworfen und die Menschenwürde-Grantie zur Disposition ge- 
stellt. Ihre Kernbegriffe sind die voluntary beneficent euthanasia 
und die quality of live, also die „freiwillige, wohltätige 'Euthanasie’” 
und die „Lebensqualität“. Die Bioethiker sagen: Der einzelne soll 
entscheiden können, ob sein Leben noch eine ausreichende Le- 
bensqualität hat, um erhalten zu werden. 


Das Versprechen, dies individuell entscheiden zu können, ist eine 
Fiktion. In einer Gesellschaft, in der der Lebenswert behinderter, 
kranker, sterbender oder leidender Menschen dauernd in Frage ge- 
stellt wird, ist es fraglich, wie selbstbestimmt solche individuellen 
Entscheidungen sein werden. 


Wie individuell ist eine Verlangensentscheidung in einer Gesell- 
schaft, in der das Töten nicht brauchbar erscheinender oder kranker 
Menschen zur Tagesordnung geworden ist? Was wird mit Eltern 
sein, die nicht um die Tötung ihres behinderten Kindes bitten? Was 
wird mit alten, kranken Menschen sein, die, obwohl die Bitte um die 
„Erlösungsspritze" üblich geworden ist, eine teure Operation bean- 
spruchen? Werden diese Menschen in Rechtfertigungszwang kom- 
men? Wie sollen sie diesem standhalten können in einem Zustand, 
in dem sie meist geschwächt sind, gekränkt, krank oder sterbend? 


Viele Bivethiker behaupten, es gebe menschliches Leben, das so 
sehr eigenschaftslos sei, daß es nicht als personales Leben bezeich- 
net werden könne und daher keine Lebensqualität besäße. Merk- 
male wie Selbstbewußtsein, Selbstkontrolle, Kornmunikationsfähig- 
keit, Zukunftsgerichtetheit gehören in solche Kataloge, wie sie von 
Peter Singer und anderen entworfen wurden. Bei Nicht-Vorhanden- 
sein dieser Merkmale wird von nicht-personalen Menschen gespro- 
chen, deren Auslöschung ethisch gerechtfertigt sei. 


Ohne Vergangenheit gibt es keine Zukunft 

Die Schatten der Geschichte weist die neue Bioethik weit von sich. 
Aber ohne wirkliche Wahrnehmung der Geschichte, droht die Ver- 
gangenheit uns wieder einzuholen. 


Es gibt bedrückende Parallelen zwischen damals und heute. Das gilt 
auch, obwohl damals die kollektive Unterordnung und gesellschaftii- 
che Pflicherfüllung in den Vordergrund geschoben wurde und heute 
die individualisierte Entscheidung betont wird. 


Verquickung von Selbstbestimmung und Fremdbestimmung 
Die Forderung, freien Bürgern die freie Entscheidung der Tötung auf 
Verlangen, z.B. bei schwerer Krankheit, einzuräumen, war und ist in 
dieser Gesellschaft immer untrennbar verbunden mit der gleichzeiti- 
gen Forderung der Tötung nicht äußerungsfähiger, behinderter Men- 
schen. Für diese bringen dann Dritte und damit die Gesellschaft die- 
ses Verlangen vor. 


Die Verquickung von Selbstbestimmung und Fremdbestimmung fin- 
det sich schon bei dern Strafrechtler Karl Binding und dem Neuröp- 
sychiater Alfred E. Hoche 1920 in ihrer damals grundlegenden und 
heute wieder aktuell erscheinenden Schrift „Die Freigabe der Ver- 
nichtung lebensunwerten Lebens - Ihr Maß und ihre Form“. Binding 
und Hoche forderten darin die rechtlich erlaubte Tötung für die 
Schwerkranken, die den „Wunsch nach Erlösung“ äußern, aber 
auch für die Bewußtlosen und für die „unheilbar Blödsinnigen“. 


Die Verknüpfung beider Anliegen der „Euthanasie“-Bewegung zeigt 
sich auch wieder in der derzeitigen Entwicklung in den Ländern, in 
denen es zu Teil-Legalisierungen gekommen ist, wie beispielsweise 
in den meisten Bundesstaaten der USA in Form der living-will-Ge- 
setze. Die darin vorgeschriebene Bindung der Lebenserhalts-Ent- 
scheidung an die persönliche Einwilligung wird aber immer mehr 
ausgehöhlt. Im Visier sind dabei Personen, die für sich nicht ent- 
scheiden können, verwirrt sind oder keine Einwilligung unterschrie- 
ben haben. Weil keiner „leiden“ solle, nur weil er seinen Willen nicht 
äußern kann, sollen für diese Gruppen Expertenkommissionen ent- 
scheiden. Damit kehrt die „Euthanasie“-Bewegung gerade in fortge- 
schrittenden Gesellschaften zu ihrer ursprünglichen Doppelgesich- 
tigkeit zurück. 


Im Mittelpunkt: der Wert des Menschen 

Damals wie heute schmückt sich dabei die „Euthanasie“ schönfär- 
berisch mit dem Mitleidsbegriff und dem Motiv, vom Leiden zu erlö- 
sen. Schon Binding und Hoche kaschierten ihre volkswirtschaftli- 
chen Nützlichkeitsüberlegungen damit, daß sie bei den „unheilbar 
Blödsinnigen“ von unerträglichen Leiden sprachen und davon, daß 
deren Tod „für sie eine Erlösung“ sei. Auch Hackethal spricht von 
„Erlösungstodhilfe" und selbst Singer, dessen Ethik seiner eigenen 
Darstellung nach in rationaler Güterabwägung besteht, bezieht sich 
auf „comassion and concern for those suffering“, also auf Mitleid 
und Sorge um die, die leiden. 


Herabwürdigung der Opfer 

Damals wie heute ist das Ideal eine krankheitsfreie, leidensfreie und 
sanierte Gesellschaft. Dabei wurden und werden die Opfer der „Eu- 
thanasie“ herabgewürdigt, ihr Lebensrecht in Abrede gestellt. Da- 
mals wurden sie als „Monstren‘ bezeichnet, als „leere Menschen- 
hülsen“ oder ärztlich als „massa carnis“, als „Kreaturen“, die man 
nicht einmal mehr töten könne, sondern nur noch „vernichten", 
Heute nennt Singer die Opfer seiner rationalen Lebensrechts-Abwä- 
gungen Menschen, die keine Personeneigenschaften besitzen wür- 
den und unter hoch entwickelten Tieren stünden. Man könne sie des- 
halb ebenfalls nicht mehr töten, sondern nur noch „auslöschen”, ex- 
tinct, wie es in seinen Texten heißt. Die Schwellen für die Täter wer- 
den damit damals wie heute herabgesetzt: es fällt leichter, eine 
„leere Menschenhülse“ oder einen „Menschen ohne Personenei- 
genschaften" zu töten, als einen Mitmenschen. 


Die Grenzen sind fließend 

Damals wie heute ist eine Ausweitung auf immer mehr Gruppen von 
Menschen festzustellen, die als nicht mehr lebenswert angesehen 
werden, und auf immer mehr Lebenszustände, die als nicht mehr zu- 
mutbar definiert werden. 

Tendenzen zur Ausweitung zeigen sich heute bei den Definitionen, 
was ein „terminaler Zustand“ sei, oder bei den wellgefaßten Diagno- 
sebereichen der Patientenverfügungen der „Deutschen Gesell- 
schaft für humanes Sterben“. Darin wird eine „schwere Dauerschä- 
digung des Gehirns" ohne weitere Angaben, was darunter zu verste- 
hen sei, ats Indikation gegen lebenserhaltende Maßnahmen ange- 
geben. 


Die Tendenz zur Ausweitung findet sich aber auch in den Schriften 
Singers. Wollte er in seinen frühen Schriften lediglich anezephale 
Kinder, also Kinder, die ohne Großhirn geboren werden, unter seine 
Kategorie der Menschen ohne Personeigenschaften gerechnet wis- 
sen, bezieht er in seinen jüngeren Schriften bereits Kinder mit Spina 
bifida (offener Rücken) oder Down-Syndrom ein, wenn eine medizini- 
sche Komplikation vorliegt, wie z.B. Darmverschluß. 


Tendenzen zur Eskalation zeigen sich auch in der US-amerikani- 
schen Diskussion um die Vorenthaltung beispielsweise von Nahrung 
und Flüssigkeitszufuhr, was viele Ärzte dort bereits als „Abbruch le- 
benserhaltender Maßnahmen" sehen. Wer jemals mit Sterbenden 
zutun hatte, weiß, welche Unmenschlichkeit sich hier Bahn bricht. In 
diesem Zusammenhang von mercy killing zu sprechen, von Gna- 
dentod, Ist der glatte Hohn. 


Auf der schiefen Ebene, die betreten wird, wenn das Lebensrecht Be- 
hinderter in Abrede gestellt wird, aber auch, wenn der Sterbeprozeß 
nicht mehr als Teil des Lebens verstanden wird, sondern als tech- 
nisch möglichst abkürzbarer exit gestaltet werden soll, gibt es offerı- 
sichtlich heute wie damals kein Halten mehr. 


Angriff auf die Menschenrechte 

Bioethiker setzen heute mit dem Diskurs über „lebenswert“ und „le- 
bensunwert“ ein Menschenbild voraus, dessen ideologische Vor- 
aussetzungen hinterfragt werden müssen. Der Mensch, so die For- 
derung der Bioethiker, soll seinen Spielraum zur Leidvermeidung 
und Selbst-Evolution vergrößern, indem er sich von alten, lästigen 
und einengenden Traditionen löst. Dabei stehen ihnen die Men- 
schenrechistradition und eines ihrer Fundamente, die Naturrechts- 
lehre, im Wege. Diese sichern bisher dern Menschen Schutz seiner 
Würde, seines Lebensrechts und freie Selbstbestimmung im Rah- 
merı einer solidarischen Gesellschaft als unveräußerliches Recht zu. 


Die Bioethiker greifen dieses Fundament der Menschenrechtstradi- 
tion an, weil es auf reinen Setzungen beruhe, die mit den Mitteln der 
instrumentellen Vernunft, streng naturwissenschaftlich-rational nicht 
begründbar seien. Die Menschenrechte sind aber unter großen Op- 
fern erkämpft worden, haben sich historisch bewährt und bedeuten 
einen entscheidenen Zuwachs an Humanität. 


Singer und andere können der These der Menschenrechtstradition, 
der Mensch sei mehr, als er von sich weiß, als er empirisch definieren 
kann, nicht zustimmen. Leben ist für sie prinzipiell ohne Sinn, kann 
sich aber durch Handlungen möglicherweise Sinn erwerben. Den 
Naturrechtsverfechtern werfen sie vor, „Leben“ zu einem Höchstwert 
hochzustilisieren und den Menschen dadurch in seiner Autono- 
mie zu beschneiden. Das Autonomie-Prinzip dürfe aber gerade an- 
dieser vitalen Entscheidung, ob, wann und wie ein Mensch das Le- 
ben will, keineswegs eingeschränkt werden. 


Tatsächlich steht die Menschenrechtstradition der Verabsolutierung 
der individuellen Autonomie entgegen. Denn die Menschenrechte 
verstehen den Menschen als frei, aber auch als gleich - in der Ditfe- 
renz und ohne qualitativen Nachweis - und als geschwisterlich auf- 
einarıder angewiesen. 


Die Bioethik verabsolutiert die Freiheit auf Kosten von Gleichheit und 
Geschwisterlichkeit. Sie etabliert mit ihrer Forderung nach uneinge- 
schränkter persönlicher Autonomie ein neues Menschenbild, das 
zentrale Menschenrechte außer Kraft setzt und die Gesellschhaft 
entsolidarisiert. 


Dieser Angriff geschieht auch, weil sich das Gleichheits- und Solida- 
ritäts-Prinzip der Entwicklung zur „Zwei-Drittel"-Gesellschaft wider- 
setzt, die uns mit zunehmender Geschwindigkeit bestimmt. Einer- 
seits wächst die Ausgrenzungs- und Tötungsbereitschaft im Namen 
des „Mitleids“, andererseits nimmt die Gruppe von Menschen am 
Rand der Gesellschaft zu: Alte, Erwerbslose, Behinderte - um nur 
diese zu nennen. 


Der freie Markt der Werte 
Anders als die grob, offen und rücksichtslos argumentierenden Utili- 
taristen votiert eine ander Gruppe von Bioethikern, zu denen Hans- 


Martin Sass und Herbert Viefhues gehören, Sie kommen zu einem 
ähnlichen Ergebnis. Sie bieten kein geschlossenes Weltbild mehr 
an, sondern gehen von der „offenen Gesellschaft“ aus, in der auf 
mittlerer Wertebene pragmatisch, effektiv und praxisbezogen Wert- 
verabredungen getroffen werden. Jedem freien Bürger müßten alle 
Optionen zur mündigen Entscheidung offengehalten werden. Alle 
Entscheidungen sollen auf dem Wege der Güterabwägung, der 
„ethischen Kosten-Nutzen-Analyse“, fallen, 


Eine Schlüsselfrage, die aber laut Sass nicht offengehalten werden 
darf, sondern vorab im Konsens zu klären ist, lautet: Was ist mensch- 
liches Leben? Wann beginnt und wann endet es? Es beginnt, so soll 
die „konsensuale‘ Antwort lauten, mit den ersten Hirnfunktionen 
und endet mit ihnen. Daraus folgt: Der Mensch ist Hirn. Mit dem Aus- 
fall des Hirns erlischt auch hier das Lebensrecht. Die Abwägungen 
der Konsens-Ethiker führen zur Definition einer unteren Grenze, un- 
ter der menschliches Leben Schutz, Wert und Würde verliert. 


Ethische Güter dem freien Spiel der Kräfte zu überlassen, produziert 
eine simple „Dienstleistungsethik”. Sie setzt unausgesprochen vor- 
aus, daß Konsensfindung in einer „offenen Gesellschaft“ ohne Un- 
terdrückung und Gewalt betrieben werden kann. Die geseilschaftli- 
chen Verhältnisse sind aber nicht so. Denn dagegen stehen die kon- 
kreten Unterdrückungsmechanismen, unter denen in gesteigertem 
Maße behinderte Menschen, Alte, Sterbende zu leben haben. Diese 
Verhältnisse werden mit einer solchen Ethik nicht mehr problemati- 
sierbar, geschweige denn kritisierbar und veränderbar. 


Schlußfolgerung 

Statt einer Ethik, die die Lebensmöglichkeiten nicht normgerechten 
und „personen“-gemäßen Lebens zum Abwägungsfeld Dritter 
macht und sie dadurch ständig beschneidet, benötigen wir eine 
Ethik, die diese Lebensmöglichkeiten unangetastet garantiert. Denn 
eine Ethik in der Tradition der Menschenrechte muß die Verpflich- 
tung beinhalten, für menschenwürdige Lebensbedingungen aller 
Sorge zu tragen. 


Definitionen des Lebenswertes sind ebenso unsinnig wie un- 
menschlich. Sie sind Ausdruck der Ethik einer rigorosen Leistungs- 
gesellschaft, die sich angesichts der Knappheit der Ressourcen ih- 
res „sozialen Ballasts“ entweder offen brutal oder gebrochen lautlos 
entledigt. 


Vor dem Hintergrund unserer Geschichte warnen wir, den neuen 
Bioethikern zu folgen 


Es gibt einen fundamentalen Bestand an ethischen Aussagen, die 
nicht Gegenstand einer Güterabwägung werden können. Wenn wir 
die Menschenrechtstradition nicht aufgeben wollen, dann müssen 
wir uns zu einer Kultur bekennen, in der das Lebensrecht aller eine 
undiskutierbare Selbstverständlichkeit bleibt. 
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Aussonderung macht kaputt 


Nichtaussonderung ist Menschenrecht 


Unter diesem Motto hatten für den 10. - 
12. Mai die West-Berliner Eltern für In- 
tegration und die Ost-Berliner Gruppe 
Bildung für alle zur 9. bundesweiten 
Jahrestagung der Eltern gegen Aus- 
sonderung in das Freizeit- und Erho- 
lungszentrum, kurz FEZ, in der Wuhl- 
heide im Süden Öst-Berlins eingela- 
den. Vor zwei Jahren noch undenkbar, 
heute gemeinsame Praxis. Gemein- 
sam kämpften sich die OrganisatorIn- 
nen vor allem durch das bei solchen 
Gelegenheiten üblichen Tagung- 
schaos. 


Leicht war es nicht, im ehemaligen Pio- 
nierpalast in der Wuhlheide den Über- 
blick zu kriegen, den richtigen Raum zu 
finden, nachdem mensch sich aus brei- 
ten Angebot der Arbeitsgruppen end- 
lich für eine entschieden hatte, eher 
leicht gewöhnungsbedürftig. Am zwei- 


ten Tag klappte es dann schon ganz 
gut. An der zu steilen Rampe holte ich 
mir gleich Verstärkung. Die viel zu klei- 
nen Nummern an den Türen der Ar- 
beitsgruppenräume ließen mich kalt, 
weil keine AGs mehr stattfanden. Ge- 
lassen bewunderte ich den großen Vor- 
raum der Damentoiletten und über- 
legte, wieviel Rolliklos dort ohne Mühe 
eingebaut werden könnten. Ich konnte 
mir leisten, das Rolliklo nicht zu su- 
chen, und auch den Aufzug suchte ich 
nicht mehr. Es soll einen geben, 
mensch kann ihn allerdings nicht allein 
bedienen, 


Chaos und Enttäuschung auch, weil 
statt der erwarteten Rekordzahi von 
über tausend TeilnehmerInnen nur un- 
gefähr 600 wirklich gekommen waren. 
Trotz allem: eine gute Stimmung, das 
war immer wieder und aus etlichen 


Mündern zu hören. Buntes Treiben 
herrschte im Foyer mit Info-Ständen 
und Büchertischen, aber auch der 
Möglichkeit, sich zum Beispiel einen 
Button, Marke eigene Phantasie, her- 
zustellen. Gelegentlich wünschte ich 
mir wieder Kind zu sein, denn das 
gleichzeitig angebotene Kinderpro- 
gramm stand in seiner Vielfalt den Ar- 
beitsgruppen der Tagung in nichts 
nach. Vor der Tür schließlich konnte 
mensch frische Luft schnappen, und 
beim Duft von Fleischspießen und Kaf- 
fee über das gerade Gehörte nachden- 
ken, alte Bekannte treffen oder neue 
finden. 


Auf den Alex im Zentrum Öst-Berlins 
ging es am Freitagnachmittag los, 
wenn auch nicht massenhaft. Sternför- 
mig um die Weltuhr gruppiert, demon- 
strierten rund 50 Eltern, Kinder und 


Ar 


die randschau - Aktuelles 


Freunde für eine Schule ohne Angst, 
für eine Schule ohne Zensuren, für ge- 
meinsames Leben und Lernen, gegen 
Aussonderung. Ein kleines Signal für 
ein Leben gegen die Norm, eine Sache, 
die Spaß machte. 


Das Programm in seiner Vielfalt, in sei- 
ner Unmöglichkeit, alles, was einem 
wichtig erscheint, mitmachen zu kön- 
nen, in der Notwendigkeit, sich ent- 
scheiden zu müssen, erinnerte an die 
Gesundheitstage der 80ger Jahre, ein 
wenig zumindest. 


Viel war die Rede von Nichtaussonde- 
rung, mehr noch von Integration, wobei 
sich wohl so ziemlich jeder Mensch der 
Forderung nach Integration anschlie- 
Ben kann - weil zunächst einmal offen 
bleibt, was eigentlich gemeint ist. Das 
Spektrum der Vorträge und Arbeits- 
gruppen reichte -vom theoretischen 
Nachdenken über Nichtaussonderung, 
-die entsprechende Schulgesetzge- 
bung, -Erfahrungen in Kita und Schule, 
-Erfahrungen im europäischen Ver- 
gleich über ganz konkrete Fragen aus 
und in der Praxis bis zu den -gesell- 
schaftlichen Rahmenbedingungen, die 
vieles möglich gemacht haben in den 
letzten Jahren, aber auch vieles 
blockieren oder verhindern. Nicht erst 
hier stellte sich die Frage nach der 
Ernsthaftigkeit politischer Lippenbe- 
kenntnisse. 


Die neue Zauberformel lautet: Sonder- 
pädagogischer Förderbedarf, der über 
Förderausschüsse ermittelt und abge- 
segnet werden soll. Und statt Sonder- 
schule nun Förderschule oder eigen- 
ständige Schule zu sagen, klingt ja 
auch viel schöner. 


Was ist aber einem Schulgesetz zu hal- 
ten , wenn es, wie in West-Berlin unter 
Rot-Grün erkämpft, die allgemeine 
Schule auf „Integration“ verpflichtet, 
dies aber nur gilt bis zur 6. Klasse und 


überhaupt nicht für geistig und schwer- 
mehrfachbehinderte SchülerInnen? 


Was ist davon zu halten, wenn dieses 
kleine Stückchen so erkämpften Eltern- 
wahlrechts, das in West-Berlin bis zum 
Schuljahr 96/97 durchsetzbar sein soll, 


- für den „Ostteil der Stadt“, wie es so 


schön heißt, „ausgesetzt“ werden soll? 


Was ist davon zu halten, wenn zum Bei- 
spiel das Land Brandenburg in seinem 
- noch nicht beschlossenen - Bildungs- 
gesetz die Bemühungen um Integration 
unterstützt, vorausgesetzt, die räumli- 
chen, sachlichen und personellen Vor- 
aussetzungen sind gegeben? (Diese 
Formulierung verpflichtet nicht, sie zu 
schaffen. Stattdessen können eigen- 
ständige Schulen gebildet oder beson- 
dere Klassen eingerichtet werden.) 


Was ist von einer Oberschulrätin (Fr. 
Safadi, West-Berlin, zuständig für 
Integrations- und Sonderschulfragen) 
zu halten, die den Begriff der Nichtaus- 
sonderung für überholt hält, weil doch 
Integration gängige Praxis sei? Was 
von einem Senator für Jugend und Fa- 
milie (Krüger), der die Einladung in die 
Wuhlheide gern annimmt, um seine 
Standpunkte zur Integration darzule- 
gen, auf dem Podium aber immer wie- 
der nur die Nichtzuständigkeit seiner 
Verwaltung bei gleichzeitigem Verweis 
an den durch Fr. Safadi vertretenen 
Schulsenator (Kleemann) betonen 
kann? 


Und was schließlich sollmensch von ei- 
nem Gesundheitssenator halten, der 
sich von der Einladung zu diesem El- 
terntreffen nicht angesprochen fühlt, 
weil er beziehungsweise sein Ressour 
nichts damit zu tun habe. 


Die brandenburgische Bildungsmini- 
sterin Birthler hob sich wohltuend von 
ihren politischen Kolleginnen ab, ent- 
täuschte bei näherem Hinsehen aber 


auch. Es ginge um das Menschenbild, 
meinte Birthler zwar richtig. Für Ulrike 
Schröder (Bildung für Alle) aber blieben 
ihre Aussagen unklar und nicht weitrei- 
chend genug. Trotzdem, so Ulrike 
Schröder, sei diese Politikerrunde als 
Erfahrung wichtig gewesen, Wichtig 
wohl auch dafür, zwischen Hoffnung 
und Ernüchterung weiterzukämpfen. 


Eine Gratwanderung zwischen Hoff- 
nung und Ernüchterung, zwischen 
Kampf und Erschöpfung wurde auch 
deutlich in vier sehr unterschiedlichen 
Berichten über das Leben mit Behinde- 
rung, nach Begrüßung und Einleitung 
der eigentliche Auftakt der Tagung. Via 
Tonband (beim ersten Bericht) oder live 
schilderte eine Mutter den Alltag mit ih- 
rer schwerstbehinderten Tochter, ein 
Vater die schulischen Erfahrungen sei- 
nes autistischen Sohnes, eine Mutter - 
stellvertretend für ihre gerade in den 
USA studierende blinde Tochter - die 
positiven Erfahrungen mit der Nutzung 
technischer Hilfsmittel. Unbestreitbarer 
Star dieses Programmteils war die als 
geistig behindert geltende Jenny L. Ihre 
Eltern hatten im rot-grünen Berlin für 
Jenny den Zugang zur Regelschule er- 
kämpft. Jennys Bilanz: „Ich habe Glück 
gehabt mit meinen Eltern, aber meine 
Eltern auch mit mir.“ Welches Kind sagt 
das schon von sich und seinen Eltern. 


Zurück zur Vielfalt des Programms. 
Wenn auch nicht durchgängig, so wa- 
ren die Arbeitsgruppen doch überwie- 
gend mit mindestens einem Elternteil 
als fachkundige Referentinnen besetzt, 
zum Teil ergänzt durch Profis aus der 
„Praxis“ oder andere Experten. Unge- 
wohnt allerdings für mich - angesichts 
meiner eigenen Behinderung - die Re- 
dewendung von den Eltern als Betrof- 
fene. 


Erwartungen an die „Fachleute“, wel- 
che Rolle spielen sie, welche Rolle sol- 
len sie spielen? 


® Auflösung großer Verwahranstalten, 
welche Perspektiven gibt es? 

© Die Situation geistig behinderter 
Menschen in Krankenhaus und Psy- 
chiatrie, wie kann sie verändert 
werden? 

® Ausländische Kinder mit Behinde- 
rung in der Schule: doppelte Aussor- 
derung. i 
®@ Es gibt keine schlechten Schüler, 
nur schlechten Unterricht. Versagt die 
Schule? 

® Hört Integration mit dem Schulab- 
schluß auf? Wie geht es weiter? 

@ Die Entwicklung in den neuen Bun- 
desländern, müssen im Osten die Feh- 
ler aus dem Westen wiederholt 
werden? 


Das sind längst nicht alle Fragen und 
Punkte, die auf der Tagesordnung stan- 


den. Einige Arbeitsgruppen waren der 
Kommunikation, den zahlreichen Mög- 
lichkeiten oder Problemen, sich zu ver- 
ständigen, gewidmet, sei es das Mittel 
der Gebärdensprache, seien es opti- 
sche Hilfen oder technische bis hin 
zum Computer, 


Ein Novum im Rahmen der Elterntref- 
fen: ein Gesprächsangebot für „Ju- 
gendliche mit Integrationserfahrung“. 
Die Zeit dafür ist reif. Aus den integrier- 
ten Kindern werden langsam aber Si- 
cher Erwachsene, eine neue Dimen- 
sion der Auseinandersetzung steht an. 


Ebenso steht an die Auseinanderset- 
zung mit den alten und neuen Formen 
von Eugenik, nicht unwichtig dabei die 
Berührungspunkte der Heil- und Son- 
derpädagogik mit der Eugenik der Ver- 
gangenheit. Positiv ist anzumerken, 
daß die Arbeitsgruppe trotz einiger 
Zweifel, sie würde den Rahmen der Ta- 
gung sprengen, in das Programm auf- 
genommen wurde. 


Insgesamt also reichlich Stoff. Berüh- 
rungspunkte, Anknüpfungspunkte, Rei- 
bungspunkte, Wie oft dachte ich in die- 
sen zwei Tagen, wieviel einfacher doch 
die ganze Sache wäre, würde nicht die 
Ausgrenzung als das Normale betrach- 
tet werden. 


Es bleibt, darüber nachzudenken, wes- 
halb so wenige „Ossis" den Weg ins 
FEZ fanden. Es sei schon toll, daß die 
Tagung überhaupt im Osten stattgefun- 
den habe, meint Ulrike Schröder, sei 
doch das Terrain für eine nichtausson- 
dernde Erziehung hier nicht sehr groß. 
Angesichts der massiven Alltagspro- 
bleme sind Angst und Unsicherheit 
groß, vielfach erscheinen die Integra- 
tionsprobleme im Westen als Luxus, 
gerade im Hinblick auf geistig behin- 
derte Kinder, die in der DDR als nicht 
bildungsfähig galten. Hauptsache, 
mein Kind kann erst einmal den ganzen 
Tag in einer Werkstatt arbeiten, lautete 
der Kommentar einer Mutter. Die Angst, 
das eigene Kind könnte auf der Strecke 
bleiben, konzentriert den Blick auf das 
Nächstliegende. 


Aktuelles 


Für Ulrike Schröder allerdings ist das, 
was jetzt passiert, nur eine halbherzige 
Lösung, man müsse auch an die Spät- 
folgen denken und die Eltern müßten 
sich später vielleicht von ihren Kindern 
fragen lassen, warum sie (die Kinder) 
nicht anders erzogen wurden. Zu wün- 
schen sei mehr Toleranz (Integration zu 
probieren und nicht erst auf bessere 
Zeiten zu warten), mehr Bereitschaft 
sich auf die Auseinandersetzung einzu- 
lassen, mehr Mut und Zutrauen, Forde- 
rungen und Wünsche zu äußern, sich 
zu artikulieren. Wichtig sei auch, die 
Solidarität zu spüren, zu spüren, daß 
man nicht allein ist, denn „der Kampf 
um Nichtaussonderung wird ein ganz 


Dokumentation 


Bundesarbeitsgemeinschaft „Ge- 
meinsam leben - Gemeinsam lernen 
- Eitern gegen Aussonderung‘“ 


Berlin, 12. Mai 1991 


RESOLUTION: 
AUSSONDERUNG 
MACHT KAPUTT 


Vom 10. - 12. Mai 1991 fand das 9. Bun- 
deselterntreffen der BAG in Berlin statt. 
Die TeilnehmerInnen wenden sich mit 
folgender Resolution an die Öffentlich- 
keit und die politisch Verantwortlichen: 


In der Überzeugung, daß die Ausson- 
derung von Menschen mit Behinderun- 
gen eine Verletzung des Menschen- 
rechts darstellt, fordern wir 


- Familien mit behinderten Kindern so 


- die randschau 


langer Kampf sein“. 
Ursula Aurien 


Mehr dazu in der hoffentlich bald er- 
scheinenden Dokumentation. 


Adressen in Berlin: 

@ Eltern für Integration c/o Sekis, 
Albrecht-Achilles-Str. 65, W 1000 Berlin 
31 


® AG Bildung für alle im Berliner Be- 
hindertenverband e.V. 

Am Märkischen Ufer 28, O 1020 Berlin 

Büro: Unter den Linden 69 - 73, O 1080 
Berlin 


zu entlasten, daß sie ihre Kinder in der 
Familie behalten können. 


- Kindergärten so auszustatten, daß 
alle Kinder, behinderte und nicht behin- 
derte, gemeinsam die vorschulischen 
Einrichtungen in Wohnortnähe besu- 
chen können. 


- Die schulische Integration entspre- 
chend den Wünschen der Eitern auszu- 
bauen, damit das grundgesetzlich ga- 
rantierte Recht der Eltern über die Er- 
ziehung und Bildung ihrer Kinder zu 
bestimmen, erfüllt wird. 


- Die gemeinsame Unterrichtung in der 
allgemeinen Schule nicht auf die 
Grundschule zu beschränken, sondern 
für die gesamte Schulzeit der Kinder zu 
gewährleisten. 


- Den Zugang junger Menschen mit Be- 
hinderung gleich allen anderen Schul- 
abgängern zur allgemeinen Berufsbil- 
dung und zum Arbeitsleben zu sichern. 
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die randschau - Scene 


- Die Ghetteisierung erwachsender 
Menschen mit Behinderungen abzu- 
schaffen und gemeinsame Wohn- und 
Lebensmöglichkeiten mit nichtbehin- 
derten Menschen herzustellen. 


Die Chance des Neubeginns in den 
Fünf Neuen Bundesländern darf nicht 
vertan werden!! Alte Aussonderung- 
spraktiken dürfen nicht in neuem - 


westlichen - Gewande fortgeschrieben 
werden. Die neuerworbenen Grund- 
und Menschenrechte müssen auch für 
Menschen mit Behinderungen voll ver- 
wirklicht werden. 


Die Verwirklichung unserer Forderun- 
gen darf in einer Gesellschaft, die so 
viel Geld z.B. für Vernichtungswaffen 
ausgibt, nicht mit dem vorgeschobenen 


Argument der fehlenden Finanzmittel 
abgewiesen, eingeschränkt oder auf- 
geschoben werden. 


Die Resolution wurde verabschiedet 
mit: 34 JA-, 16 NEIN-Stimnmen und 9 
Enthaltungen 


„Brauchen wir ein 
ANTIDISKRIMINIERUNGSGESETZ 
für Behinderte?“ 


Mit dieser Frage beschäftigte sich das 
„Forum der Krüppel- und Behinderten- 
initiativen‘“ vor mehr als vier Jahren. 
Anlaß zu einer Auseinandersetzung mit 
diesem Thema war die Reise einiger 
Leute aus der Behindertenbewegung in 
die USA und der damals beginnende 
Austausch mit den VertreterlInnen aus 
der Independent-Living-Bewegung. 
Über die Errungenschaften der ameri- 


kanischen Behinderten in bezug auf 
ihre Möglichkeiten der Teilhabe am po- 
litischen und gesellschaftlichen Leben 
herrschte Begeisterung. Als Grundvo- 
raussetzung für die stattgefundene In- 
tegration wurde der Rehabilitation act 
mit der section 504 angesehen. Mit die- 
ser Bestimmung wurde gesetzlich ge- 
regelt, daß keine Einrichtung, die staat- 
liche Zuschüsse erhält, Behinderte dis- 
kriminieren darf. „Diskriminierung“ 
wurde hier also als Ausschluß Behin- 
derter aus dem öffentlichen Leben defi- 
niert. 


Auch in der Bundesrepublik sollte ein 
Antidiskriminierungsgesetz (ADG) ge- 
schaffen werden, daß die Rechte behin- 
derter Menschen garantieren sollte. Zur 
damaligen Zeit wurde noch auf die Par- 
tei der GRÜNEN gesetzt. Kurz vor der 
Bundestagswahl '87 wurde die pro- 
grammatische Aussage der GRÜNEN 
veröffentlicht, man wolle in der kom- 
menden Legistlaturperiode ein ADG 
auf den parlamentarischen Weg brin- 
gen. Bei diesem Wahlversprechen ist 
es aber auch geblieben - wohl auch 
deshalb, weil aus der Behindertenbe- 
wegung nur einzelne Personen sich für 
ein ADG stark machten. Der überwie- 
gende Teil hatte nach den schlechten 
Erfahrungen mit dem Pflegeleistungs- 
gesetz erst einmal große Bedenken. 
Dieser Gesetzentwurf entstand auf In- 
itiative von Leuten aus dem „Forum der 
Krüppel- und Behinderteninitiativen“ 
und wurde von den GRÜNEN auf den 
parlamentarischen Weg gebracht: Nur 
standen die grünen Abgeordneten 
nicht voll hinter dem Entwurf und sorg- 
ten nur äußerst zögerlich dafür, daß er 
in die öffentliche Diskussion gelangte, 
Die Arbeit an einem ADG wurde nicht 
weiter verfolgt, sondern man konzen- 
trierte sich auf andere Themen, die ak- 
tuell unter den Nägeln brannten. 


Zu einer eher ablehnenden Haltung ge- 
genüber einem ADG kamen wir im No- 
vember 1988 bei einem gemeinsamen 
Seminar mit der Arbeitsgemeinschaft 
sozialpolitischer Arbeitskreise (AG- 
SPAK), auf dem grundsätzlich die Be- 
deutung von Gesetzen in unserem Ge- 
sellschaftssystem und der sog. Minder- 
heitenschutz auf der Tagesordnung 
standen. Ich möchte kurz die Thesen 
dieses konstruktiven Diskussionswo- 
chenendes wiedergeben. Bei der nach- 
folgenden Kritik an der aktuellen Forde- 
rung nach einem ADG betrachte ich 
diese Thesen als Grundlage für weiter- 
gehende Überlegungen zur Verände- 
rung der Situation behinderter Men- 
schen in dieser Gesellschaft. 


1. Es steht außer Zweifel, daß soziale 
Bewegungen und sogenannte Minder- 
heiten (Homosexuelle, Ausländer, Be- 
hinderte et cetera) diskriminiert und 
ihre Menschenrechte täglich (auch 
durch Gesetze) verletzt werden. Diskri- 
minierungen von benachteiligten Grup- 
pen laufen strukturell gleich ab, wenn 
sie den postulierten Werten in unserer 
Gesellschaft nicht entsprechen kön- 
nen. Im Endeffekt läuft es auf eine Se- 
paration der benachteiligten Gruppen 
hinaus. 


2. Die Diskriminierungen wurden in den 
vergangenen Jahren von den sozialen 
Bewegungen {also auch der Behinder- 
tenbewegung) aufgedeckt und öffent- 
lich gemacht. Durch das Aufzeigen der 
Diskriminierungen entstand die Forde- 
rung nach ihrer Beseitigung und der 
Teilhabe am gesellschaftlichen Leben. 
Integration wurde verstanden als Ver- 
änderung der bestehenden Werte, die 
einen Ausschluß von Gruppen verhin- 
dern sollen. Ziel war und ist die Emanzi- 
pation der Gruppen. 


3 Um Diskriminierungen abzubauen, 
muß ein langfristiger Bewußtseinspro- 
zeß in Gang gesetzt werden. Ein langer 
Atem ist erforderlich. Die „politische 
Ungeduld” bewirkt den Rückgriff auf 
traditionelle Institutionen des herr- 
schenden Staates (Parteien, Legisla- 
tive). Die eigene Stärke als solidarische 
Gruppe wird unterschätzt - Der ausblei- 
bende Erfolg wird als Ohnmacht und 
Frustration definiert. 


The Times 
they are a Changin’‘ 


Die Behindertenbewegung hat zugege- 
benermaßen ihre Hochzeiten hinter 
sich. Die wilden Achtziger sind vorbei. 
Die letzte große Aktion lief 1989 gegen 
Peter Singer. Es ist eine Phase des 
Nachdenkens, des Neuorientierens 
eingekehrt. Es gibt mehrere Wege, die 
beschritien werden: Eine Richtung ver- 
sucht sich mit den Gegebenheiten zu 
arrangieren. Die „Integration“ in einen 
anerkannten Lebensbereich (Ehe, Fa- 
milie, Beruf) ist vielen von uns gelun- 
gen. Individuell hat man sich mit den 
gesellschaftlichen Verhältnissen arran- 
giert. Der politische Anspruch, die vor- 
handenen behindertenfeindlichen 
Strukturen anzuprangern, besteht wei- 
terhin. Jedoch haben sich die Mittel 
zum Zweck verändert. In trauter Zu- 
sammenarbeit mit den großen Behin- 
dertenverbänden, wie der BAG H oder 
Lebenshilfe, denen noch vor kurzer Zeit 
ihr Funktionärswesen vorgeworfen 
wurde und die zu hören bekamen, daß 
sie Behinderte in der Rolle des Fürsor- 
geobjekts halten würden, wird heute an 
dem Entwurf eines ADG gearbeitet. 
Mich würde es keineswegs erstaunen, 
wenn dieses Gesetz von der CDU in 
den Bundesrat eingebracht würde. 
Denn wer könnte besser hinter so ei- 
nem Gesetzvorhaben stehen als unser 
derzeitiger Innenminister. Zeigt doch 
auch das Beispiel aus den USA, daß 
gerade eine persönliche Betroffenheit 
wie bei Edward Kennedy entscheidend 
für das Zustandekommen eines ADG 
sein kann. Und auch George Bush 
scheint in weiser Voraussicht bereits 
geahnt zu haben, daß der Zustand der 
Niehtbehinderung für einen amerikani- 
schen Präsidenten nicht typisch ist. In 
dieser Beziehung haben uns die Ameri- 
kaner sicher einiges voraus: Behinde- 
rung kanrıı man sich in den höheren 
Schichten leisten. 


Aber nun genug der Polemik, obwohl 
mir diese Ausdrucksweise mehr Spaß 
bereitet als das nüchterne Schreiben. 
Um wieder zur Sache zu kommen: Es 
bereitet den Arıschein, daß Teile aus 
der bundesweiten Behindertenbewe- 
gung sich mit großem Elan auf die Ver- 
fassung eines differenzierten Geset- 


zeswerkes konzentrieren, das die Dis- 
kriminierung behinderter Menschen 
durch öffentliche und private Einrich- 
tungen (und auch Privatpersonen?) un- 
ter Strafe stellt. Damit hat sich die Be- 
hindertenbewegung mit den herr- 
schenden Kontroll- und Bestrafungs- 
methoden arrangiert und bedient sich 
ihrer in alt hergebrachter Manier. Ich 
habe starke Zweifel, ob sich das Be- 
wußtsein der Arbeitgeberin/des Arbeit- 
gebers oder Restaurantbesitzers radi- 
kal ändert, wenn ihm eine Geldstrafe 
für sein/ihr diskriminierendes Verhal- 
ten aufgebrummt wird. Bereits heute 
haben wir in der Bundesrepublik Ge- 
setze, die ArbeitgeberInnen verpflich- 
ten sollen, Behinderte einzustellen. 
Und obwohl noch staatliche Subventio- 
nen für die Einrichtung eines Arbeits- 
platz bereitgestellt werden, kaufen sich 
die meisten Betriebe und Firmen mit 
250 DM im Monat frei. Und auch das 
von Ottmar Miles-Pau! angeführte Bei- 
spiel aus den USA bezüglich der Ein- 
stellung und Beschäftigung von Behin- 
derten zeigt bereits die im Gesetz for- 
mulierten Ausweichmöglichkeiten an. 
Gerade in dem Land, wo die kapitalisti- 
schen Arbeitsbedingungen des unein- 
geschränkten Wettbewerbs und der 
Leistungsmaßstäbe ä la Ford beson- 
ders deutlich zum Ausdruck kommen, 
werden „unangemessene Härte und 
Kosten“ sehr häufig vor. Arbeitgeberln- 
nen als Begründung für die Nichtan- 
stellung behinderter Arbeitnehmerln- 
nen herhalten müssen. Und ich nehme 
nicht an, daß in den USA von den Bun- 
desstaaten eine große Subventionspoli- 
tik betrieben wird, um behinderten Ar- 
beitnehmerInnen im privaten Wirt- 
schaftsbereich einen Arbeitsplatz zu 
sichern. Ich habe den Beschäftigungs- 
bereich hier nur als Beispiel aufgeführt, 
um zu zeigen, das Gesetze auf dem Pa- 
pier meist großartig (und anscheinend 
auch pathetisch) klingen, bei genaue- 
rem Hinsehen und besonders bei der 
Verwirklichung ihrer Widerhaken zum 
Vorschein kommen. Auch in der bun- 
desdeutschen Rechtssprechung gibt 
es Gesetze, die Behinderten eine Absi- 
cherung ihrer beruflichen und finanziel- 
len Grundlagen versprechen. Wie gut 
oder schlecht sie sich in der Realität 
darstellen, hängt gerade auch von den 
politischen Verhältnissen ab - und die 
sind seit einem Jahrzehnt von kontinu- 
ierlichen Kürzungen im Sozial- und Ge- 
sundheitsbereich geprägt. Wenn näch- 
stes Jahr das allseits gelobte und ge- 
priesene Betreuungsgesetz in Kraft 
tritt, wird es nicht lange dauern, bis ein 
allgemeines Jammern und Klagen los- 
geht, wie schwer die Bestimmungen 
der individuellen Betreuung zu verwirk- 
lichen sind, weil die auftretenden Ko- 
sten nicht von den öffentlichen Stellen 
getragen werden. Das Gesetz wird sich 
sehr schnell von einem liberalen in ein 
repressives verwandeln, wenn die Ein- 


Scene : die randschau 


aus: G. Steiner, Hand- u. 
Fußbuch, 1988 


richtungen auftauchen, die schon von 
jeher behinderte und alte Menschen 
entmündigt und bevormundet haben 
und es unter anderen Vorzeichen auch 
weiterhin tun können. 


Im Grunde werden auch durch „Son- 
dergesetze“ keine Diskriminierungen 
beseitigt. Im Gegenteil, sie manifestie- 
ren unsere Sonderstellung. Weshalb 
wird nicht darauf beharrt, daß die allge- 
meinen Menschen- oder Grundrechte 
uneingeschränkt für alle gelten: Das 
Recht auf Leben, das Recht auf freie 
Entfaltung, das Recht auf Arbeit und so 
weiter? 


Um unsere Umgebung verändern zu 
können, bauliche Barrieren und behin- 
derten(lebensjfeindliche Einstellungen 
abzuschaffen, brauchen wir Behar- 
rungsvermögen und Unnachgiebigkeit. 
Vielleicht ist es an der Zeit neue Wider- 
standsformen zu entwickeln und tag- 
täglich Unangepaßt zu demonstrieren. 
Es ist auch sinnvoll, diese Gegenwehr 
gegen herrschende Ausgrenzungs- 
und Bevormundungsmechanismen ge- 
meinsam mit anderen gesellschaftli- 
chen Gruppen, die den gleichen Struk- 
turen unterworfen sind, zu entwickeln. 
Ein Ansatz hierzu scheint mir das Anti- 
Eugenik-Bündnis zu sein. 


Unsere Emanzipation als Krüppel errei- 
chen wir nicht, indem wir uns an die ge- 
sellschaftlichen Bedingungen anpas- 
sen - wir erreichen sie unter der Vor- 
aussetzung, daß sich die Bedingungen 
allgemein verändern. Dies wird meiner 
Meinung nach am wenigsten durch Ge- 
setze passieren. 


Anneliese Mayer 


die randschau - Aktuelles 


Versagen der Bruchstelle Mensch 


Die Journalistin Christiane Gibiec, Autorin des Buches ‚Tatort Krankenhaus - 
Der Fall Michaela Roeder“, über Patiententötungen 


Schon das Vokabular entlarvt die Hilflo- 
sigkeit, mit der man vor diesem Verbre- 
chen steht: Unfaßbarkeit, Entsetzen, 
Fassungslosigkeit. Die massenhafte 
Tötung von Patientinnen und Patienten 
sorgte im deutschsprachigen Raum zu- 
letzt durch die Fachkrankenschwester 
für Intensivmedizin Michaela Roeder in 
Wuppertal und vier Hilfspflegerinnen in 
Wien, sowie die Verhaftung des Pfle- 
gers Wolfgang Lange in Gütersloh für 
Schlagzeilen. Spektakuläre Fälle sind 
jedoch auch aus den USA, aus Norwe- 
gen und aus Holland bekannt. Dort 
ging es teilweise um mehr als hundert 
Tötungen. 


Die Bandbreite der Widersprüchlichkei- 
ten, der Hilfslosigkeiten und Verdrän- 
gungsmechanismen, mit denen die 
Fachwelt den Taten gegenübersteht, 
verdeutlicht sehr anschaulich das Ver- 
halten des Vorgesetzten des Pflegers 
Lange Professor Dr. Klaus Dörner, Lei- 
ter der psychiatrischen Landesklinik 
Gütersloh. Der als Vertreter einer fort- 
schrittlichen Psychiatrie geltende Kli- 
nikchef, der in seinem Buch „Tödliches 
Mitleid“ anschauliche und nachvoll- 
ziehbare Thesen zu den Tötungsmoti- 
ven dargelegt hat und die Tötungsse- 
rien in Wuppertal und Wien als „Früh- 
warnsymptome" für ein kollabierendes 
Pflegesystem bezeichnete, ließ sich 
nach der Verhaftung seines Pflegers in 
einem Interview zu der Vorverurteilung 
hinreißen, es handele sich eindeutig 
um Mord, alles andere sei „Quatsch“. 
Damit spielte er auf das relativ milde 
Totschlagsurteil gegen Michaela Roe- 
der an, das die Wuppertaler Schwurge- 
richtskammer nach einer vorbildlichen 
und überaus gründlichen Beweisauf- 
nahme gefällt hatte. Es hatte den Um- 
ständen im St. Petrus-Krankenhaus, in 
dem Michaela Roeder acht Patientin- 
nen und Patienten durch Spritzen tö- 
tete, eine Teilschuld an deren Taten zu- 
gemessen und die neurotische Persön- 
lichkeitsstruktur der Angeklagten sowie 
ihre Überforderung berücksichtigt. 


Dörners emotionale und sicher nicht 
sonderlich reflektierte Äußerung mag 
aufgrund seines Getroffenseins ver- 
ständlich erscheinen. Muß er doch nun 
eine Suppe auslöffeln, deren Ein- 
brocken er durch seine ausführliche 
Beschäftigung mit der Problematik vor- 
beugen wollte. Aber, wie hat er selbst in 


dem Interview weiter gesagt: „Kein 
Krankenhaus kann sich dagegen 
schützen“. Ergo auch keines mit fort- 
schrittlicher und sorgsamer Leitung, 
das die Personalschlüssel beachtet, 
das versucht, die Hierarchien abzu- 
bauen und auf die Belastungen des 
Pflegepersonals Rücksicht zu nehmen. 
Gefährdet sind also auch Häuser, die 
nicht so katastrophal schlampig geführt 
werden wie es in Wuppertal und Wien 
der Fall war. Dort wurden den jetzt ver- 
urteilten Schwestern aus Bequemlich- 
keit ärztliche Kompetenzen zugestan- 
den, sie durften eigenständig medika- 
mentieren und schalten und walten, 
wie es ihnen beliebte. Dies alles, im Ge- 
gensatz zu den Ärzten, bei schlechter 
Bezahlung, geringem sozialen Status 
und ständiger Überforderung. Den- 
noch fallen - obwohl der Gütersloher 
Prozeß noch aussteht - schon jetzt Pa- 
rallelen zu Wuppertal und Wien auf. 


Krankenhaus 


- DerFall 
Michaela Roeder 


Hier wie dort dauerte es Monate vom 
Anfangsverdacht bis zur Verhaftung, 
nach dem Motto, daß nicht sein kann, 
was nicht sein darf. Hier wie dort gab es 
eine reichliche Anzahl von Todesfällen, 
die nicht ohne weiteres erklärbar wa- 
ren, wo nach Erklärungen aber auch 
nicht gesucht wurde. 


Die Gerichtsmediziner haben und hat- 
ten einen Großteil der Beweisführung 
zu leisten. Die Wuppertaler und die 
Wiener Täterinnen wurden zu „Tode- 
sengeln" mystifiziert. In beiden Fällen 
wurden von der Boulevardpresse eifrig 
sexuelle Abirrungen gestrickt und unter 
das Volk gebracht. Wenn jetzt Klaus 
Dörner voreilig eine Mordthese kon- 
struiert und die Wuppertaler Verhand- 
lung gegen Michaela Roeder als 
„Quatsch“ bezeichnet, so erfüllt dies im 
Prinzip keine andere Funktion. Solche 
Dinge muß man sich vom Leibe halten, 
sei es durch eine Dämonisierung und 
damit Entmenschlichung der Täter, sei 
es durch eine Herabwürdigung von Ver- 
suchen, ihr Verhalten einzukreisen und 
zu erklären. Wenn Dörner dies zwar im 
Elfenbeinturm der Wissenschaft zu lei- 
sten vermag, aber nicht mehr im Zuge 
einer hautnahen Konfrontation, so fügt 
er seinen theoretischen Erklärungen 
unfreiwillig eine höchst praktische 
hinzu. 


Der Umgang mit alten, schwerkranken 
Menschen ist hart, aufreibend und un- 
angenehm, das weiß jeder. Er führt in 
einer auf Funktionalität und Jungsein 
programmierten Gesellschaft die Mög- 
lichkeit des eigenen Todes vor Augen. 
Das Personal kommt tagtäglich mit 
Wunden, Exkrementen, Leiden in Be- 
rührung. Dies geschieht in hermetisch 
abgeschotteten Ghettos, auf intensiv- 
medizinischen oder geriatrischen Sta- 
tionen. Hier wird - verborgen und aus- 
gegrenzt - von den Pflegenden tagtäg- 
lich Schwerstarbeit geleistet, bei gerin- 
ger gesellschaftlicher und finanzieller 
Anerkennung. Hier wird aber auch tag- 
täglich eine Menge Geld verdient. Es 
war sicherlich mehr als ein pikantes De- 
tail am Rande des Prozesses gegen Mi- 
chaela Roeder, als ihr ehemaliger Chef, 
der Geschäftsführer der Kliniken St. 
Antonius Bernhard Stöhr, im April 1989 
verhaftet wurde, weil er unter dem Ver- 
dacht stand, die Krankenkassen um 
rund zehn Millionen Mark betrogen zu 
haben. Rechtskräftig verurteilt ist er 
mittlerweile wegen der Veruntreuung 
von rund vier Millionen. Für die katholi- 
sche Krankenhausgesellschaft wird es 
ein leichtes gewesen sein, diese 
Summe zu ersetzen, hatte sie doch un- 
ter Stöhrs wirtschaftlicher Führung 
rund 30 Millionen auf die hohe Kante 
schaffen können. 


Er 


Gegen weitere Führungspersönlichkei- 
ten und Ärzte der Wuppertaler Klinik 
wird immer noch wegen grober Be- 
handlungsfehler und fahrlässiger Tö- 
tung ermittelt - bisher ohne Anklageer- 
hebung. Hier waren keine empörten 
Aufschreie von ‚Volkes Stimme" zu hö- 
ren, keine Balkenüberschriften in den 
Boulevardblättern zu lesen. Michaela 
Roeder und die Wiener Krankenschwe- 
stern, soviel hat man aus den beiden 
Prozessen lernen können, haben in Ab- 
teilungen gearbeitet, in denen die Maß- 
stäbe für moralisches Handeln längst 
abhanden gekommen waren. Ihre Ta- 
ten sind als „Super-GAUs“ zu werten, 
als Versagen der Bruchstelle Mensch in 
einem System, in dem Menschlichkeit 
und Moral längst rechnerischem Kal- 
kül, medizinischem Größenwahn und 
selbstherrlicher Ärztearroganz zum 
Opfer gefallen waren. Ob der Güterslo- 
her Prozeß ähnliche Strukturen zutage 
fördern wird, bleibt abzuwarten. 


Christiane Gibiec 


LeserInnenbrief 


Zum Editorial von „die randschau“ 
März/Mai 1991 


Der geschätzten Aufmerksamkeit von 
Lothar Sandfort ist es offenbar entgan- 
gen, daß es nicht nur behinderte Män- 
ner, sondern auch Frauen mit Behinde- 
rung gibt. Sonst würde er im Editorial 
von „die randschau®“ März/Mai 1991 
die Hinweisschilder auf behindertenge- 
rechte Toiletten an den Autobahnen si- 
cher nicht als „penetrant“ bezeichnen. 


Ein behinderter Mann kann schließlich 
auch leichter auf zugängliche Toiletten 
verzichten: Er behilft sich mit einem Ur- 


inal oder verschwindet flugs hinter ei- 
nem Busch, um sich zu erleichtern. Be- 
hinderte Frauen hingegen sind auf zu- 
gängliche Toiletten und deren Ausschil- 
derung angewiesen. Gebe es keine 
Hinweisschilder, würde ich beispiels- 
weise so manches Mal vergeblich mit 
voller Blase eine Raststätte anfahren, 
meinen Rollstuhl ausladen, rumrollern, 
suchen, um schließlich festzustellen, 
daß es keine geeignete Toilette gibt und 
ich weiterfahren muß. Meine Blase 
würde das nicht lange mitmachen. Sol- 
che Nöte kennt Herr Sandfort wohl 
nicht, 


Ja, wenn es.so wäre, daß jede öffentli- 
che Toilette auch für behinderte Men- 
schen zugängliche wäre, würde auch 
ich die Hinweisschilder als penetrant 
ansehen. Aber die Realität ist leider an- 
ders. Und solange sie so ist, wie sie ist, 
empfinde ich Lothar Sandforts Bemer- 
kung über die Hinweisschilder als Aus- 
druck bornierter Männerherrlichkeit: 
Der Mann als Maß aller Dinge! 


Sigrid Arnade, Köln 


die randschau 


Anmerkung: Das ist sicher nicht so, 
daß selbst urinaltragende Männer unter 
den Rollstuhlfahrenden nicht auf WC- 
Hinweisschilder angewiesen sind, im- 
mer wieder - dringend und nötig. Den- 
noch bin ich dafür, die besagten Hin- 
weisschilder zu beseitigen. Gelingt es 
doch den Aaststätten-Betreibern, mit 
diesen positives Image aufzubauen 
und zu pflegen. Den Uninformierten 
wird darüber hinaus landab, landauf 
der Eindruck vermittelt, die Bundesre- 
publik sei ein behindertenfreundliches 
Land. Ausgehend davon, daß behinder- 
tengerechte öffentliche Toiletten eine 
Selbstverständlichkeit sein müßten, 
muß deren FEHLEN bei öffentlichen 
Toiletten ausgeschildert werden. Also: 
überall dort an öffentlichen Angeboten 
ein entsprechendes Schild, wo feh- 
iende Behinderten-WC diskriminieren. 
Das erfüllt den gleichen Zweck und 
drängt wesentlicvh effektiver zu Verän- 
derungen. 


Lothar Sandfort 
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Ich abonniere die randschau für 1 Jahr. 
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Abonnement automatisch um 1 Jahr. 
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20,- DM überwiesen auf das Konto 
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